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                                             Eingabe 

Annullierung der Formulierung „nachhaltige Störung in der Wahrnehmung des 

Dienstes“ aus dem Pfarrerdienstgesetz (§§ 79 und 80 PfDG.EKD) 

(Bereits vorab per E-Mail)  

     

    Mein Konfirmationsspruch: „Wer aber bis ans Ende beharret,  

                                                  der wird selig.“ (Matthäus 10,22) 

      
Liebe Schwestern und Brüder der Landessynode, 

  

am 15. Mai 2023 richtete ich über die Synodalpräsidentin Bettina Westfeld eine Eingabe an 

die Landessynode „zum geistlichen Missbrauch durch Mobbing in unserer Landeskirche“. Sie 

wurde verworfen. In meinem Schreiben an Frau Westfeld vom 20. Juli 2023 kündigte ich an, 

erneut eine Eingabe einzureichen. Darin werde ich mein selbst erlebtes Mobbing 

stellvertretend für die ungezählten Mobbingopfer der Landeskirche darstellen. Die Zeit ist 

überreif, das kirchliche Mobbing „selbständig, sachgerecht, allseitig, verantwortlich und ohne 

Vorbehalte transparent“ aufzuarbeiten! Zum Schluss des Briefes wies ich daraufhin, dass sich 

die Dienstrechtliche Kommission der EKD aufgrund der Eingabe eines badischen Pfarrers zur 

Überarbeitung der §§ 79 und 80 im PfDG.EKD mit der „nachhaltigen Störung in der 

Wahrnehmung des Dienstes“ auseinandersetzt. „Ich gehe davon aus, die Kommission wird die 

sächsische Stellungnahme dankbar annehmen, damit sie als reformatorisches Profil in die 

EKD-Entscheidungen einbezogen werden kann.“ 

 

Liebe Geschwister, Sie sollen wissen: Ich habe am eigenen Leibe Mobbing, wie es heute 

bezeichnet wird, erfahren. Jede Form von Mobbing verändert die Gefühle, das Denken, das 

Reden, das Verhalten, das Handeln und auch den Glauben. Es führt in ernsthafte Krisen. Die 

Ehe, die Kinder, die Familie, der Freundeskreis und vor allem die Gemeindeglieder sind 

davon betroffen. Mobbing hinterlässt bleibende psychische und somatische Spuren. Deshalb 

sehe ich es als Pflicht an, Ihnen als Synodalinnen und Synodale, da die Landessynode das 

gesetzgebende Organ unserer Landeskirche ist, dieses kirchliche Unrecht vorzulegen. Ihre 

Aufgabe ist es, sich mit dem sog. Nichtgedeihlichkeits-Paragrafen des Pfarrerdienstrechts 

auseinanderzusetzen. Es hat ebenfalls zur Annullierung zu führen, wie es bereits im Jahr 1953 

im Deutschen Beamtenrecht geschehen ist. 

 

Mit geschwisterlichen Grüßen 

Käbisch 

                                                                                             

http://www.dr-kaebisch.de/


2 

 

Eingabe an die Landessynode der Ev.-Luth. Landeskirche Sachsens zur Annullierung 

der Formulierung „nachhaltige Störung in der Wahrnehmung des Dienstes“ aus dem 

Pfarrerdienstgesetz (§§ 79 und 80 PfDG.EKD)  

 

Dr. Edmund Käbisch, Zwickau, Pfarrer i. R. 

     
  
1. Die Eingabe beginne ich mit dem Exkurs zum Deutschen Beamten- und Pfarrdienstrecht, 

den ich in meinem Buch „Der Wahn der reinen Rasse“1 als Pfarrer so formuliert habe:  

„Einem juristischen Laien wie mir erscheint das Deutsche Beamtengesetz und das 

Pfarrdienstrecht kompliziert. Deren Entwicklungsgeschichten kannte ich nicht. Aufklärung 

fand ich in der verfügbaren Sekundärliteratur2, in der auch die langfristige Wirkung beider 

Rechtsgebiete deutlich wurde. Außerdem verstand ich, wieso diese Gesetze nach über sechzig 

Jahren dazu führten, dass ich in den Ruhestand versetzt wurde. Die Sekundärliteratur half 

mir auch, zu verstehen, weshalb Kreyssig aus seinem Amt als Vormundschaftsrichter zuerst 

in den Wartestand versetzt und später ohne Schuldnachweis legal in den Ruhestand „entsorgt“ 

wurde, obwohl er beweis- und strafbare Tatsachen seinem Dienstherrn pflichtbewusst 

gemeldet hatte. 

Die Präambel des Deutschen Beamtengesetzes von 1937 lautet: „Ein im deutschen Volk 

wurzelndes, von nationalsozialistischer Weltanschauung durchdrungenes Berufsbeamtentum, 

das dem - des Deutschen Reichs und Volkes, Adolf Hitler, in Treue verbunden ist, bildet 

einen Grundpfeiler des nationalsozialistischen Staates. Daher hat die Reichsregierung das 

folgende Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:“ Dementsprechend wurden 

Paragrafen eingeführt, um höhere Beamte ohne Schuldvorwurf zuerst in den Warte- und nach 

fünf Jahren in den Ruhestand versetzen zu können. Das Gesetz „diente der Ausgliederung 

unliebsamer, nicht linientreuer Beamter,“ denn sie hatten „in der Volksgemeinschaft keinen 

Platz mehr.“3  Der rechtsstaatliche Grundsatz „nulla poena sine culpa“ (keine Strafe ohne 

Schuld) wurde damit außer Kraft gesetzt. Im Staatsdienst durfte es nur ergebene, untertänige 

und hitlertreue Beamte geben. 

Die Landeskirchen übernahmen diese Wartestands-Paragrafen des Deutschen 

Beamtengesetzes. Sie führten dazu unbestimmte Rechtsbegriffe z. B. „Nichtgedeihlichkeit“ 

oder „im Interesse der Kirche“ ein.4 Damit konnten Pfarrer und Kirchenbeamte über den 

Wartestand geräuschlos in den Ruhestand versetzt werden. 1939 wurden die Wartestands-

Paragrafen ebenfalls in der sächsischen Landeskirche eingeführt. „Das bedeutete 

Ausgliederung aus dem Beruf ohne Gründe wie Schuld, Krankheit, falsche Lehre.“ 

In der Bundesrepublik wurde 1953 im neugefassten Bundesbeamtengesetz kein 

entsprechender Paragraf aufgenommen. Dagegen blieb diese aus dem Deutschen 

 
1 Edmund Käbisch, „Der Wahn der reinen Rasse“, Editions La Colombe, Moers, 1. Auflage 2023, S. 187 f. 
2 Vgl. https://www.verfassungen.de/de33-45/beamte37.htm, https://de.wikipedia.org/wiki/Deutsches_ 

Beamtengesetz und https://www.david-gegen-mobbing.de/die-gegenwaertige-rechtslage/, aufgerufen 

am 8.10.2023. 
3 Quelle: Hans-Eberhard Dietrich, „Der Wartestand und das Dritte Reich. Eine unbequeme Wahrheit.“ In: 

Martin, Karl. Sunnus, S., Ullmann, I., (Hrsg.): „Berufung, Rufmord, Abberufung. Der Ungedeihlichkeitsparagraf 

in den evangelischen Kirchen: Der falsche Weg, Konflikte zu lösen.“ Wiesbaden, Berlin, Fenestra-Verlag 2007, 

S. 53 ff. (Die genaue Quellenangabe erfolgte im Buch anders.) 
4 Im November 2021 fand in Sondershausen eine Tagung des gemeinnützigen Vereins „D.A.V.I.D. 

gegen Mobbing in der evangelischen Kirche“ zum Thema „Die herrschaftliche Kirche und ihre krank 

machenden Strukturen“ statt. Den Teilnehmern wurde ein Text von Hans-Eberhard Dietrich „Versetzung 

eines Pfarrers, einer Pfarrerin gegen seinen, ihren Willen“ mitgegeben. Quelle: Hans-Eberhard Dietrich, 

„Versetzung eines Pfarrers/einer Pfarrerin gegen seinen/ihren Willen.“ Unter https://www.pfarrverein-

rheinland.de/2022/06/20/versetzung-eines-pfarrers-einerpfarrerin-gegen-seinen-ihren-willen/, aufgerufen am 

08.10.2023. (Die genaue Quellenangabe erfolgte im Buch anders.) 
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Beamtengesetz übernommene Regelung in allen evangelischen Landeskirchen erhalten. Erst 

im Jahr 2010 erfolgte im Pfarrdienstgesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) 

eine Umformulierung. Das „ungedeihliche Wirken“ wurde in „nachhaltige Störung in der 

Wahrnehmung des Dienstes“ umbenannt.5 So können Pfarrer und kirchliche Angestellte 

weiter ohne Schuld aus ihrem Dienst entfernt werden. – Staatlicherseits wird wegen der 

Trennung von Staat und Kirche im bundesdeutschen Rechtsstaat nicht eingegriffen. Danach 

haben die evangelischen Kirchen als Körperschaften des öffentlichen Rechts besondere 

Rechte, u. a. die Dienstherrenfähigkeit (Möglichkeit, die Rechtsstellung ihrer Bediensteten 

öffentlich-rechtlich auszugestalten) und die Rechtssetzungsbefugnis für eigenes Binnenrecht.“ 

 

Wegen dieses Paragrafen („ungedeihliches Wirken“ bzw. „nachhaltige Störung in der 

Wahrnehmung des Dienstes“) konnte sich bei mir als Pfarrer in Zwickau ein Mobbing in 

unterschiedlichen Facettenarten entwickeln. Es lief in Epochen ab.  

- In den 1980er Jahren begann das Mobbing.  

- 1989 sollte ich sprachlos werden.  

- Nach der „Friedlichen Revolution“ wurde mir eine Dienstpflichtverletzung vorgeworfen. 

- Ab Mitte der 1990er Jahre erfolgte eine systematische Psychiatrisierung meiner Person. 

- 1999 erfolgte ohne Recht und Ordnung die Versetzung in den Ruhestand. 

- In den 2000er Jahren handelte die Landeskirche nach Stasi-Methoden. 

- Bis heute werde ich als Art „Persona non grata“ behandelt. 

 

Ich lege der Landessynode meinen ca. vierzig Jahre anhaltenden Mobbingfall beispielgebend 

vor. Er soll stellvertretend für die ungezählten Mobbing-Opfer der Landeskirche stehen. Nach 

meiner Ruhestandsversetzung gehöre ich mit zu den Gründungsmitgliedern des eingetragenen 

Vereins „D.A.V.I.D. gegen Mobbing in der evangelischen Kirche.“6 

 

2. Einleitend soll kurz als Hintergrundwissen die „operative Psychologie“ der Stasi und meine 

Beteiligung am Hugo-Hahn-Wettbewerb dargestellt werden. Dieses Wissen ist wichtig, sich 

einmal in meinen Mobbingfall hineinzuversetzen und andermal verhilft es zur Bildung einer 

eigenen Meinung. Beides gehört zur Findung einer Sachentscheidung dazu. 

  

- Die DDR-Jahre bis zur „Friedlichen Revolution“ können ohne Berücksichtigung der 

perfiden Methoden der Stasi nicht verstanden werden. Die Stasi arbeitete u. a. mit den 

Methoden der Psychologie, die in der Stasisprache „operative Psychologie“ hieß.7 Die 

Psychologie wurde für ihre geheimdienstlichen Zwecke instrumentalisiert, um Menschen 

systematisch zu manipulieren und sie seelisch zu zersetzen. Es war eine Art sanfte und 

unsichtbare Gehirnwäsche. Dafür wurden die Stasi-Mitarbeiter u. a. an der Hochschule in 

Potsdam extra ausgebildet.8 Diese qualifizierten Spezialisten verstanden es, was in jeder 

einzelnen Person bereits angelegt oder anerzogen war, aufzuspüren und für ihre Zwecke zu 

missbrauchen. So wurden Gefühle bestärkt oder eingedämmt, Meinungen, Gedanken und 

Überzeugungen aktiviert oder minimiert und Menschen gelobt oder unter Druck gesetzt. Es 

 
5 Pfarrdienstgesetz der EKD vom 10.11.2010, § 79 und § 80. Vgl. Gisela Kittel, Eberhard Mechels (Hrsg.): 

„Kirche der Reformation? Erfahrungen mit dem Reformprozess und die Notwendigkeit der Umkehr.“ 

Vandenhoeck & Ruprecht, Göttingen 2016, S. 302 ff. Hans-Eberhard Dietrich: Geschichte der Versetzung von 

Geistlichen gegen ihren Willen. Gabriele Schäfer Verlag, Herne 2022, S. 76 ff. (Die genaue Quellenangabe 

erfolgte im Buch anders.) 
6 Webseite des Vereins: https://www.david-gegen-mobbing.de. 
7 Quellen: Holger Richter, „Die Operative Psychologie des Ministeriums für Staatssicherheit der DDR“. 

Frankfurt/M. 2001. Sonja Süß, „Politisch missbraucht? Psychiatrie und Staatssicherheit in der DDR“. Berlin 

1999. 
8 Im Jahr 1965 wurde an der Stasi-Hochschule in Potsdam-Eiche ein Lehrstuhl für "Operative Psychologie" 

eingerichtet. Ca. 10.000 Stasi-Offiziere haben die Lehrveranstaltungen besuchen müssen. 

http://www.holgerrichter.de/stasi.htm
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wurde mit Vergünstigungen und Bestrafungen, mit Versagen und Wiedergutmachung, mit 

Schuld und Reue, aber auch mit Hoffnung und Angst gearbeitet. Die Vorgehensweise war 

stets auf die konkrete Einzelperson abgestimmt. Jede Gewinnung von inoffiziellen 

Mitarbeitern (IM) oder die Eröffnung eines Operativen Vorgangs (OV) war individuell, 

langfristig geplant und mit konkreten Maßnahmenplänen versehen. Die Stasi war ein 

militärisches Organ, das nur auf Befehl und konspirativ handelte. Nichts wurde dem Zufall 

überlassen. Ohne diese Kenntnis kann das komplexe Staat-Kirche-Verhältnis nicht 

verstanden, geschweige denn darüber geurteilt werden. 

 

- 1987 rief die sächsische Landeskirche die kirchlichen Mitarbeiter zu einem Hugo-Hahn-

Wettbewerb unter der Überschrift: „Welche Zielvorstellungen für die Gemeindearbeit ergeben 

sich für mich aus der zunehmenden Säkularisierung unseres Landes“ auf. Ich beteiligte mich 

daran und schilderte schriftlich meine Konzeption der Gemeindearbeit. Die Säkularisierung 

umschrieb ich mit dem Bild der „irreversiblen Implosion der Kirche“, der ich vor Ort  

praktisch mit einer „situativ-missionarischen Verkündigung“ begegnete. Diese Ausarbeitung 

reichte ich der Landeskirche ein. Die dreiköpfige Jury entschied, dass mir kein Preis 

zugedacht werden sollte.9 Dagegen gelangte diese Ausarbeitung mit meiner „Analyse über die 

Gemeindearbeit am Dom Zwickau“, wie sie so bei der Stasi genannt wurde, in deren Hände. 

Sie wurde gründlich ausgewertet und die IM „Liesa“ wurde beauftragt, die gesamte 

Ausarbeitung dem Zwickauer Superintendenten Günter Mieth zuzuspielen. „Dadurch soll 

erreicht werden, dass sich Sup. Mieth nicht mehr schützend vor Pfr. Dr. Käbisch stellt, 

sondern selbst aktive Bemühungen unternimmt, Pfr. Dr. Käbisch vom Dom Zwickau zu 

entfernen. Darüber hinaus kann mit dieser Maßnahme eine gezielte Verunsicherung 

reaktionärer Kirchenvertreter des Territoriums erreicht werden und bereits existierende 

konträre Ansichten dieser Personenkreise weiter aktiviert werden.“10 

 

3. Als ordinierter Pfarrer habe ich nie die vorgeschrieben Pfarrpflichten vernachlässigt. 

Allerdings habe ich darüber hinaus mehr getan, was in keinen Dienstvorschriften stand. Es 

begann bereits in der Studienzeit. Ich verweigerte aus Glaubensgründen den aktiven 

Wehrdienst bei der NVA. Die Verweigerung hat mein Denken, Reden und Handeln dauerhaft 

verändert. So habe ich als ordinierter Pfarrer nicht nur innerhalb der Kirche einen 

Verkündigungs- und Seelsorgedienst – damals unter den DDR-Bedingungen und jetzt in der 

Bundesrepublik – versehen, sondern zugleich mich bemüht, die Visionen der Bergpredigt Jesu 

allen zu verkündigen und selbst danach zu leben. Diese Visionen wurden in der Bewegung 

des „Konziliaren Prozesses“11  zusammengefasst: „Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der 

Schöpfung“. Dem Zwickauer Konziliaren Prozess gehörte ich von Anfang an. Ich habe mich 

u. a. engagiert in den Basisgruppen Ökologie, Amnestie, theologische Reflektion, 

Friedensgebet und Gottesdienst für DDR-Bürger, die in die Bundesrepublik ausreisen wollten. 

Die Arbeit mit diesen Menschen war für mich konkrete situativ-missionarische 

Verkündigung, auch wenn sie oft keine Kirchenmitglieder waren. Für diese Arbeit hatte ich 

keinen Dienstauftrag. Jedoch ich war gewiss, Jesus hätte es auch getan. Er besaß 

Zivilcourage. Er war für mich das Vorbild eines Protestanten. Heute weiß ich nach den 

 
9 Quelle: Archiv Käbisch. Brief des Landeskirchenamtes vom 15.9.1987.  
10 Quelle: OV „Kontrahent“, BArch, ASt Chemnitz, Reg. Nr. XIV 155/84, Bd. VI, Bl. 260 ff. 
11 Im Jahr 1983 fand in Vancouver die ökumenische Vollversammlung der Weltchristenheit statt. Dort wurden 

nicht nur Christen, sondern alle Menschen dazu aufgerufen, Verantwortung für Gerechtigkeit, Frieden und 

Bewahrung der Schöpfung zu übernehmen. Der dadurch angestoßene Prozess, der politische und religiöse 

Grenzen zu überschreiten versuchte, verfolgte vor allem das Anliegen, global zu denken, lokal zu handeln und 

persönliche Verantwortung zu übernehmen. So entstand eine weltweite Bewegung, die man als „Konziliarer 

Prozess“ bezeichnete. Diese Bewegung erreichte auch Zwickau. Bürger versammelten sich in Basisgruppen und 

begannen, Verantwortung für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung zu übernehmen. 
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Aktenrecherchen, mein freiwilliges Engagement war eine juristische Schwachstelle. Sie war 

nicht von oben – durch Kirchenvorstand, Superintendent, Landeskirche, Bischof – 

„abgesegnet“. Es war wie ein Balanceakt auf dem Artistenseil ohne Netz. Es war eine 

Gratwanderung. Und so konnten die staatlichen Organe wegen meiner sozialen und 

politischen Verkündigungsarbeit ständig Beschwerde einlegen. Zuerst liefen die Beschwerden 

über den Zwickauer Superintendenten, dann über die Oberlandeskirchenräte Dr. Martin 

Schwintek und Peter Zweynert, bis hin zum Landesbischof Dr. Johannes Hempel. Obwohl 

Staat und Kirche strikt getrennt waren, gab es laufend heimliche Gespräche, Begegnungen, 

Einladungen, Empfänge oder gar Festveranstaltungen. Damit sollte ein gutes Staat-Kirche- 

Verhältnis entstehen. Jedoch die Staatsorgane haben das kirchliche Vertrauen bewusst 

hintergangen, um zielstrebig konspirativen Einfluss auf die Kirchenleitung zu nehmen.  

  

Die internen Gespräche und Begegnungen wurden staatlicherseits protokolliert und sind in 

den Archiven erhalten geblieben. Dort kann nachgelesen werden, welche Personen der 

Landeskirche mit ihrer Basisarbeit das gute Staat-Kirche-Verhältnis störten. Nicht der Staat, 

sondern die Kirche hatte diese Leute zu disziplinieren. Sie sollten in die Schranken gewiesen 

werden. Ich wurde nach solchen Gesprächen daraufhin von meinen Dienstherren „brüderlich“ 

bedrängt, die Arbeit mit den Basisgruppen aufzugeben und Zwickau zu verlassen. Anfänglich 

wurde ich „weggelobt“, weil andere Kirchgemeinden meine Arbeit schätzen würden und 

haben wollten. Niemals wurde mir je gesagt, dass staatliche Organe hinter dieser Forderung 

standen. Die Dienstvorgesetzten konnten mir nie erklären, weshalb die wichtigen Themen 

Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöpfung in Zwickau keine Rolle spielen sollten, 

obwohl sie 1983 bei der Vollversammlung des Ökumenischen Rates der Kirchen in 

Vancouver zu den dringlichsten Aufgaben aller Kirchen erklärt wurden.  

 

4. Nach der deutschen Wiedervereinigung hat der Bundestag 1991 das „Gesetz über die 

Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR“ (StUG) beschlossen.12 Die 

Behörde des Bundesbeauftragten für die Unterlagen der Staatssicherheit (BStU), heute 

Bundesarchiv, wurde geschaffen. Damit hatte jede Bürgerin und jeder Bürger das Recht, 

Einsicht in die von der Stasi angelegten Unterlagen zu nehmen oder auch Forschungsanträge 

zur Aufarbeitung der Stasi-Tätigkeit zu stellen. Ich habe beides getan und die Anträge wurden 

bewilligt. Somit erhielt ich Kenntnisse von meinem OV „Kontrahent“, dem OV „Kammer I“ 

wie OV „Kammer II“13 und die Bildung des SED-Einsatzstabes.14 Als „Zwickauer Modell“ 

wurde im Einsatzstab das konspirative Vorgehen aller Staatsorgane geplant und durchgeführt. 

Aus der Sicht der SED-Staatsmacht war das „Zwickauer Modell“ ein Erfolg, denn es sollte im 

Herbst 1989 in anderen Städten des Bezirkes und sogar DDR-weit eingeführt werden.15 Nach 

der vorliegenden Aktenlage war es den Staatsorganen und der Stasi gelungen, dass sich der 

Kirchenvorstand, der Pfarramtsleiter, der Superintendent, die Ärarpfarrer (im Ärar sind die 

drei Innenstadtgemeinden von Zwickau zusammengefasst), Teile der Ephoriepfarrer 

(Kirchenbezirk) und die Verantwortlichen des Landeskirchenamtes dafür ausgesprochen 

hatten, mich wegen meiner vermeintlich staatsfeindlichen Aktivitäten als Pfarrer am Dom des 

Amtes zu entheben. Ich sollte Zwickau verlassen!  

 
12 Nachzulesen: https://www.bundesarchiv.de/DE/Content/Downloads/Rechtliches/stasi-unterlagen-

gesetz.pdf?__blob=publicationFile. 
13 OV "Kammer I“ war auf den Kirchenvorstand der Domgemeinde und OV „Kammer II“ auf den 

Kirchenvorstand der Zwickauer Versöhnungskirchgemeinde angelegt. 
14 Quellen: Parteiinformation 70/89 über die Bildung eines Einsatzstabes vom 30.1.1989, BArch, ASt Chemnitz, 

Reg. Nr. L-33, Bd. II, Bl. 54 ff. Protokoll 29/89 zur Sitzung des Sekretariats der SED-Bezirksleitung Karl-Marx-

Stadt vom 13.7.1989, SStA Chemnitz, Reg. Nr. BL-SED IV F-2/3/85, S 5 ff. 
15 Quelle: Armin Mitter/ Stefan Wolle (Hg.), „Ich liebe euch doch alle! Befehle und Lageberichte des MfS 

Januar-November 1989“, Berlin 1990, S. 138. 
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Es kam jedoch nicht dazu. Im Frühjahr 1989 musste ich mich wegen eines Subduralhämatoms 

einer zweimaligen Hirnoperation unterziehen. In den Akten las ich später, dass IM solange 

Berichte über mich schrieben, bis ich auf dem Operationstisch lag.16 Dass sich die Stasi 

intensiv für meine Krankheit und deren Verlauf interessiert hat, gehört neben dem Versuch, 

meine Frau über den Vorgang einer operativen Personenkontrolle (OPK) „Verführer“ untreu 

werden zu lassen, zu den Einsichten, die mich tief erschütterten. Dazu gehört auch die 

Erkenntnis, dass mein Operateur Prof. Dr. Rudolf Schwarzer als IM „Georg“17 der Stasi von 

der Operation sowie den Heilungsaussichten berichtete. Oder dass ich über weitere 

Recherchen erfahren musste, dass der Arzt Dr. Wilhelm Brodkorb, der nicht zur Station 

gehörte, selbstständig Untersuchungen und Behandlungen an meinem Krankenbett anstellte, 

von denen meine behandelnden Ärzte nichts wussten. Er hatte im Auftrag von Superintendent 

Günter Mieth gehandelt. 

 

Erst aus den Akten erfuhr ich von folgendem Hinterrücks-Vorgehen: Superintendent Mieth 

suchte Prof. Schwarzer auf, da er dringend eine Expertise für das Landeskirchenamt 

benötigte. Diese wurde gebraucht, um Pfarramtsleiter Hübler, der bereits nach Zöblitz 

entsandt worden war, weiter am Dom halten zu können.18 Das entsprach den Erwartungen der 

Staatsorgane, denn für sie hatte Hübler eine Schlüsselrolle im „Zwickauer Modell“ zu spielen. 

Er sollte ähnliche Verhältnisse wie an der Nikolaikirche Leipzig verhindern. Eine Abordnung 

von Kirchenvorstehern fuhr nach Dresden. Dort wurden Gespräche mit dem Stellvertreter des 

Bischofs, Folkert Ihmels,19 geführt. Das Ergebnis war, das Landeskirchenamt setzte Hübler 

erneut am Dom ein. Weiterhin sind Absprachen über die Zusammenarbeit zwischen dem 

Landeskirchenamt und den Ärarpfarrern getroffen worden. Ein Stellenpoker fand hinter 

meinem Rücken statt, als ich noch krank war. Als ich wieder im Dienst war, wurde darüber 

geschwiegen.  Bis heute liegt darüber der Mantel des Schweigens. – Der Superintendent kam 

nie an mein Krankenbett, obwohl zu seinen Aufgaben gehörte, Seelsorger der Pfarrer zu sein.  

 

Es scheint, das Landeskirchenamt rechnete mit einer Invalidisierung oder gar mit meinem 

Tod. Ich benötigte dringend notwendige logopädische Therapie zur Behebung meiner 

Aphasie. In der DDR gab es keine Aphasie-Rehabilitationsklinik. Meine behandelnden Ärzte 

Dr. Winfried Dinger und Claus Thomas, gaben mir den Tipp, etliche ihrer Patienten hätten 

über die Kirche diese Therapie erhalten. Dafür schrieben die beiden Ärzte eine 

„Nervenärztliche Bescheinigung zur innerkirchlichen Verwendung“.20 Dazu organisierten die 

Pastoren der diakonischen Heime Käsdorf, Dr. Hartwig Drude und Klaus Vetter, extra eine 

 
16 Quelle: OV „Kontrahent“, BStU, ASt Chemnitz, Reg. Nr. XIV 155/84, Bd. IV, Bl. 234. Diese Personen 

gehörten zu den 65 IM, die mir die BStU-Behörde mit Klarnamen zustellte. 
17 Quelle: IM „Georg“, BStU, ASt Chemnitz, Reg. Nr. XIV 887/87. 
18 Aktenvermerk des Oberleutnant Karneth vom 21.4.1989. Quelle: OV „Kontrahent“, BArch, ASt Chemnitz, 

Reg. Nr. XIV 155/84, Bd. IX, Bl. 240. 
19 OLKR Folkert Ihmels wurde während seiner Zeit als Rektor der Diakonenschule Moritzburg im Jahr 1974 von 

der Stasi als IM „Moritz“ ohne Unterschriftserklärung geworben und so geführt. Als er im Jahr 1977 zum 

Stellvertreter des Landesbischofs berufen wurde, lehnte er mit der Stasi „eine direkte Zusammenarbeit ab um 

nicht in Konflikte zu kommen.“ Quelle: IM „Moritz“, BArch, ASt Dresden, Reg. Nr. XII 915/74, Teil I/1 

(Personalakte), Bl. 82. Im Jahr 1981 wurde die Akte abgelegt und archiviert. 
20 Quelle: Archiv Käbisch. Die Bescheinigung wurde am 18.5.1989 vom Bezirkskrankenhaus Heinrich Braun 

angefertigt. Nur ein Beispiel aus den Akten des Staatsarchivs soll aufgeführt werden. Im Jahr 1989 konnte der 

Präsident des Landeskirchenamtes Dr. Kurt Domsch mit seiner Frau nach Westdeutschland reisen, um sich im 

Friederikenstift Hannover operieren zu lassen. Die anschließende Heilbehandlung wurde im dortigen 

Gästeappartement durchgeführt. Sogar der Sektorenleiter für Kirchenfragen vom Rat des Bezirkes Karl-Marx-

Stadt, der zugleich Major der Stasi war, Günter Müller, fuhr am 14.2.1989 zum Krankenbesuch nach Hannover. 

Vom Krankenbesuch fertigte er einen ausführlichen Bericht. Quelle: Aktenvermerk über den Krankenbesuch 

beim Präsidenten vom 15.2.1989. Quelle: SStA Chemnitz, Reg. Nr. RdB 143943 (ohne Seitenzahl). 



7 

 

geeignete Rehabilitation in Westdeutschland. Sie sollte vom Hannoverschen Diakonischen 

Werk finanziert werden. Auch die Partnergemeinde Bad Bramstedt mit ihrem Pfarrer Bernd 

Hofmann wollte sich an der Finanzierung beteiligen. Außerdem hatten ehemalige 

Abendgottesdienstbesucher, die nach Westdeutschland ausgereist waren, eine Spendenaktion 

gestartet. Ich beantragte eine Rehabilitation, aber sie scheiterte am Nein der sächsischen 

Kirchenleitung.21 Dieses Nein war für mich sehr enttäuschend und bitter. Ich habe bis heute 

den Eindruck, die Landeskirche wollte meine Sprachlosigkeit oder sogar eine biologische 

Lösung. Aber Gott schenkte mir ohne Aphasie-Therapie nach Monaten meine Sprache wieder 

zurück. 

 

Lediglich die Stasi-Akten geben Einblick, was in dieser Zeit hinter meinem Rücken ablief. 

Dokumentiert ist: Hübler erhielt eine Art Dankeschön, weil er sich bereit erklärt hatte, wieder 

zum Dom zurückzukehren. Der Einsatzstab genehmigte ihm und seiner Frau eine 

Besuchsreise zur westdeutschen Partnergemeinde nach Tönningen. Damit sollte ihm der 

Rücken und sein Ansehen in Zwickau gestärkt werden.22 Er als Pfarrer und Vorsitzender des 

Kirchenvorstandes wurde dringend für die staatlichen Differenzierungs- und 

Zersetzungspläne gebraucht. Die staatlichen Vorstellungen und Erwartungen gingen davon 

aus, dass sich Hübler gegen die Aktivitäten des „Konziliaren Prozesses“ wenden würde. 

 

Zusammenfassend lässt sich nach der Akteneinsicht bildlich sagen, 1989 wurde gegen mich 

ein Zweifrontenkrieg geführt. Einmal war es die Front der SED-Staatsorgane mit der Stasi 

und andermal die Front der eigenen Brüder und Schwestern der Landeskirche. Das, was über 

die operative Psychologie in die Köpfe der kirchlichen Mitarbeiter infiltriert wurde, wirkte 

wie „ein trojanisches Pferd“. Das wurde erst nach der „Friedlichen Revolution“ für mich 

richtig erkennbar. Die Staatsorgane hatten systematisch und konspirativ auf bestimmte 

Kirchenleute eingewirkt, um Zwietracht zwischen Pfarrer und Gemeindegliedern zu säen und 

mich zu mobben. 

 

Für die Stasi stand jedenfalls fest, was mit mir zukünftig geschehen sollte. In einer Stasi-Akte 

konnte ich lesen, was der Leiter der Bezirksverwaltung Siegfried Gehlert am 28. August 1989 

zur Dienstberatung der Kreisdienststellenleiter und Abteilungsleiter geäußert hatte:23„Springer 

[Kreisdienststellenleiter Zwickau] da brauchst du nicht zu lachen, also ich würde deinen 

Käbisch und wie sie alle heißen, schon lange eingedockt haben und das würde sogar auch 

reichen, ewig reichen, auf lebenslänglich würde ich plädieren. Also zumindest so lange ich 

noch lebe.“ Neben dem perfiden „Interesse“ der Stasi an meiner Ehe und meiner Krankheit 

hat mich diese Aussage am stärksten erschüttert. Gott sei gedankt, es kam die „Friedliche 

Revolution“! 

 

5. Im Frühsommer 1989 wurde ich aus dem Krankenhaus entlassen, blieb weiter 

krankgeschrieben und litt unter Aphasie (Sprachverlust). Trotzdem organisierte ich im Herbst 

1989 mit das erste Friedensgebet am Dom. Es wurde für den 16. Oktober von Mitgliedern des 

„Konziliaren Prozesses“ vorbereitet. Am Tag zuvor stand früh Superintendent Mieth vor 

meiner Tür. Er musste mich unbedingt sprechen. Obwohl beide Wohnungen im Pfarrhaus-

Komplex Wand an Wand liegen, hatte er mich in den letzten fünf Monaten während meiner 

Krankheit nicht besucht. Er kam nicht als Mitbruder, Pfarrer und Seelsorger, sondern als 

Dienstvorgesetzter im Auftrag des Kirchenvorstandes. Er sprach mir die Kirchenvorstands-

Missbilligung der letzten Sitzung aus. Meine Unverantwortlichkeit, ein Friedensgebet 

 
21 Brief des Vorstandes der diakonischen Heime in Käsdorf vom 24.1.1990. Quelle: Archiv Käbisch. 
22 Quelle: OV „Kammer“, BArch, ASt Chemnitz, Reg. Nr. XIV 1640/88, Bl. 154 ff. 
23 Quelle: BArch, ASt Chemnitz, AKG-742, Bl. 47. 
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vorzubereiten, schadete der Gemeinde und der Gesamtkirche. Mein Verhalten gegenüber dem 

Kirchenvorstand sei unbrüderlich. Er teilte mir mit, mich damit abfinden zu müssen, wenn es 

zu einer Abstimmung über das Bleiben am Dom zwischen Hübler und mir kommen werde, 

ich fallengelassen werde. Damit muss ich die Domgemeinde verlassen. Der Kirchenvorstand 

habe schon zu viel mit mir durchgemacht. Er als Superintendent werde alles unternehmen, 

dass es nach dem Friedensgebet zu keiner Demonstration und gewalttätigen 

Auseinandersetzung komme. – Über die Beschlüsse des Kirchenvorstandes während meiner 

Krankheit und die stattgefundenen Verhandlungen und Gespräche mit dem Landeskirchenamt 

wurde ich nie in Kenntnis gesetzt. 

 

Am nächsten Tag vor dem Friedensgebet kam der Superintendent erneut auf mich zu. Er 

untersagte mir, am Friedensgebet teilzunehmen. Als Grund gab er an, meine Anwesenheit 

würde die Staatsorgane reizen. Ich sollte den Kirchenvorstand nicht weiter provozieren. Was 

er aufgebaut habe, würde ich kaputt machen. Der Superintendent erteilte mir Hausverbot an 

dem Ort, an dem ich 1981 eingeführt und auch zu Gottesdiensten verpflichtet wurde. Ich 

durfte an dem mit vorbereiteten Friedensgebet nicht teilnehmen. Ich beachtete seine 

Anordnung und bat meine Frau, an meiner Stelle in den Dom „St. Marien“ zu gehen. Zwar 

habe ich übers Gebet im Gottesdienst promoviert, aber die praktische Anwendung in der 

damaligen Krisensituation wurde mir von meinem Dienstherrn verboten! –Zwickau war nach 

Wittenberg die erste Stadt, die die Reformation einführte. Das ausgesprochene Hausverbot 

kann ich nur als theologische Schande betrachten. Es ist garantiert kirchgeschichtlich 

einmalig!  

 

6. Frühjahr 1990 konnte ich meinen Dienst wieder aufnehmen. Ich bemühte mich im 

Domkirchenvorstand vergeblich, dass die Missbilligung, die mir vor dem ersten 

Friedensgebet ausgesprochen wurde, zurückgenommen werde.24 Die Mehrheit der 

Kirchenvorsteher beharrte auf der Überzeugung, dass sie es waren, die damals eine 

gewaltsame Konfrontation mit der Staatsmacht verhindert und auch dafür gesorgt hätten, dass 

es in Zwickau eine „Friedliche Revolution“ wurde.  

 

Bei der ersten Ärarsitzung nach meiner Krankheit trafen sich die Ärarpfarrer Rolf Sieber, 

Theodor Polster, Rudolf Hübler, Superintendent Mieth und ich zu einem 

Erfahrungsaustausch, um über die neuen Möglichkeiten der Kinder- und Jugendarbeit vor 

Beginn des neuen Schuljahres und der deutschen Einheit zu beraten.25 Die drei Ärarpfarrer 

und der Superintendent erklärten, dass sie sich genötigt sehen, dem Landeskirchenamt 

mitzuteilen, dass mit mir keine „gedeihliche Zusammenarbeit“ mehr möglich sei, weil meine 

situativ-missionarische Verkündigung nicht in ihre Gemeindekonzeptionen passte. In dieser 

Sitzung behauptete Pfarrer Hübler, mein Benehmen und Verhalten sei „fies“, Pfarrer Sieber 

meinte, mein Auftreten und Wirken sei das eines „Sektenpredigers“ und Pfarrer Polster stellte 

fest, was bereits die Anwesenden längst wüssten, woher es komme, dass ich eine „Scheibe“ 

und einen „Dachschaden“ habe. Superintendent Günter Mieth schwieg zu diesen verletzenden 

Anschuldigungen, obwohl es m. E. seine Aufgabe als Dienstvorgesetzter gewesen wäre, mich 

vor diesen ehrverletzenden Aussagen in Schutz zu nehmen.  

 
24 Protokollbuch des Dom-Kirchenvorstandes vom 13.10.1989. Ich selber nahm an dieser 

Kirchenvorstandssitzung krankheitsbedingt nicht teil. Der Kirchenvorstand beschloss, dass Superintendent Mieth 

die Missbilligung aussprechen sollte. 
25 Protokoll der Ärarsitzung vom 29.8.1990. Dort erfuhr ich erstmalig, dass das Ressort Kinder- und 

Jugendarbeit, das ursprünglich mir als jüngstem Ärarpfarrer zuerkannt war, jetzt von Pfarrer Sieber übernommen 

worden war. Ich gehe davon aus, das war eines der Gesprächsergebnisse zwischen dem Landeskirchenamt und 

den Ärarpfarrern, als Pfarrer Hübler während meiner Krankheit erneut in die Domkirchgemeinde entsandt 

wurde. 
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Ich schrieb sofort an das Landeskirchenamt und schilderte die Ärarsitzung aus meiner Sicht. 

Ich bat darum, eine „Klärung meiner ethischen, theologischen und medizinischen 

Befindlichkeit“ vorzunehmen.26 

Drei Wochen später kam der Gebietsdezernent OLKR Dr. Christoph Münchow nach 

Zwickau. Er führte zuerst Einzelgespräche mit allen Ärarpfarrern. Danach unterbreitete er in 

einer gemeinsamen Sitzung sein Ergebnis:  

- Die Aussage, dass ich einen „Dachschaden“ habe, sei eine Verdrehung meinerseits,  

- meine Reaktion auf das Gespräch mit den Ärarpfarrern, d. h. meine Bitte an das 

Landeskirchenamt um Klärung, sei krankheitsbedingt, 

- die Aussage zur nicht-gedeihlichen Zusammenarbeit sei keine kirchenrechtliche 

Feststellung, sondern sie sei nur eine Wahrnehmung, 

- ich hätte Gaben, die eine Bereicherung für die Ärargemeinden seien. 

Dr. Münchow verlangte, dass von diesen Gesprächen nichts nach außen getragen werden 

dürfe. 

 

7. Anfang 1992 stellte ich beim Landeskirchenamt den Antrag auf Einsicht in meine 

Personalakte.27 Sofort erhielt ich die schriftliche Antwort von Dr. Münchow, „dass nach dem 

für unsere Landeskirche geltenden Pfarrdienstrecht Einsicht in die Personalakte nicht möglich 

ist.“28 Daraufhin wandte ich mich an den Rechtsausschuss der Landessynode mit dem Antrag, 

„dass das Pfarrdienstgesetz geändert wird, damit jeder kirchliche Mitarbeiter Einsicht in seine 

Personalakte nehmen darf.“29 Nach der Herbstsynode war es dann möglich, dass ich am 1. 

Dezember 1992 als erster Pfarrer der sächsischen Landeskirche meine Personalakte einsehen 

konnte. Ich erhielt auch Kopien.30 Mich hat gewundert, wieso sich Briefe, die ich an den 

Bischof geschrieben hatte, in meiner Personalakte des Landeskirchenamts befanden, obwohl 

beide Einrichtungen getrennt und unabhängig voneinander arbeiten sollten. Am 22. Januar 

2009 nahm ich erneut Einsicht. Ich musste feststellen, dass sich dort Vorgänge befanden, die 

mir bei der ersten Einsicht vorenthalten worden waren. 

 

Als ich 1992 die Akte vom Dom-Kirchenvorstand OV „Kammer“ gelesen hatte, musste ich 

erkennen, einige Kirchenvorsteher hatten sich wie IM verhalten, obwohl sie sich nicht dazu 

verpflichtet hatten.31 Über die operative Psychologie war es gelungen, dass sie die an sie 

gerichteten Erwartungen der Staatsorgane pflichtbewusst und gehorsam ausführten. Ich 

brachte die Kammerakte vor den Kirchenvorstand und sie war dort von September bis 

Dezember 1992 das wichtigste Thema. Auch das Landeskirchenamt schaltete sich ein. Es 

entsandte den Gebietsdezernenten Dr. Münchow. Dieser führte verschiedene Gespräche mit 

einzelnen Kirchenvorstehern, dem Superintendenten und mir. Gemeinsame 

Kirchenvorstandssitzungen mit den alten und neuen Mitgliedern fanden statt.32 Am Ende 

 
26 Mein Brief an das Landeskirchenamt vom 6.9.1990. Gleichzeitig hatte ich mich auch an Landesbischof Dr. 

Hempel gewandt. Er antwortete, er habe Münchow gebeten, diese Angelegenheit zu übernehmen, da dieser „mit 

den örtlichen Gegebenheiten vertraut“ wäre. Ich sollte mich ihm „in seelsorgerlichen Fragen anvertrauen“. 

Quelle: Brief im Auftrag des Bischofs vom 1.10.1990, unterzeichnet von Schnerrer, Quelle: Archiv Käbisch. 
27 Mein Brief an das Landeskirchenamt Sachsens vom 25.1.1992. Quelle: Archiv Käbisch. 
28 Brief des Landeskirchenamtes vom 3.2.1992. Quelle: Archiv Käbisch. 
29 Mein Brief an die sächsische Landessynode vom 6.2.1992. Quelle: Archiv Käbisch. 
30 Zu den Recherchen im Archiv des Landeskirchenamtes erhielt ich keine Kopien, mit der mündlichen 

Begründung, dass der Aufbau eines Privatarchivs verhindert werden soll. 
31 Nur in der Bezirksverwaltung Karl-Marx-Stadt gab es für die Stasi-Arbeit die Kategorie „brauchbare 

Menschen“ (BM) und „gute Menschen“ (GM). 
32 Wegen der gewaltigen Veränderungen und Unsicherheiten während der „Friedlichen Revolution“ wurde die 

Kirchenvorstandswahl in der Domgemeinde verschoben und erst im Herbst 1990 durchgeführt. Akteure der 

„Friedlichen Revolution“, wie z.B. der Bibliothekar Frank Körner oder andere Gemeindeglieder, die die 
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verkündigte Dr. Münchow die subjektiven Ergebnisse seiner Untersuchungen. Ich habe sie 

danach stichpunktartig notiert:  

- Die Stasi-Akten seien tendenziös. 

- Es lägen kirchlicherseits keine Belastungen der Kirchenvorsteher vor. 

- Der Kirchenvorstand sei nicht von der Stasi gesteuert worden. 

- Ich würde mit meiner Sichtweise und Interpretation die Gemeinde zerstören. 

- Ich würde mit der Verwendung meines Aktenwissens Stasi-Methoden benutzen. 

- Wenn ich das weiter so betriebe, könnte es zu einer Verleumdungsklage führen. 

- Ich sollte mich entschuldigen, da wegen meiner damaligen Arbeit mit den 

Problembürgern33 und den Basisgruppen einige Kirchenvorsteher ungewollt der Stasi-

Beeinflussung ausgeliefert waren. Damit gerieten sie in Gewissenskonflikte und hätten 

sehr darunter gelitten.  

 

Ich habe mich nicht entschuldigt. Damit hätte ich meine situativ-missionarische 

Verkündigung, für die sog. Problembürger und die Basisgruppen da zu sein, als eine Art 

theologische Irrlehre ablegen müssen. Dr. Münchow meinte dazu, mein Verhalten sei 

Zynismus. – In dieser Kirchenvorstandssitzung ist mehrheitlich Pfarrer Hübler das Vertrauen 

ausgesprochen worden. 

Weil ich bis heute keinen Zugang in die kirchlichen Akten zum Thema OV „Kammer“ erhielt, 

schrieb ich nach Jahren kirchliche Zeitzeugen als Art Oral History an. Ich bat Altbischof Dr. 

Johannes Hempel, seinen damaligen Stellvertreter OLKR i. R. Folkert Ihmels, Superintendent 

i. R. Günter Mieth und Pfarrer i. R. Rudolf Hübler darum, mir aus ihren Erinnerungen die 

Ereignisse und die Absprachen mit den Staatsorganen bis zur „Friedlichen Revolution“ 

mitzuteilen. Die Antworten erbrachten keinen größeren Erkenntniszugewinn. 

Zusammenfassend sollen einige Antworten und Begründungen aufgeführt werden:  

- Alles liege über zwanzig Jahre zurück, das Gedächtnis hätte nachgelassen und die  

  Erinnerung sei nicht mehr intakt. 

- Sie seien alt, krank und gebrechlich, so dass ich Verständnis aufbringen sollte, wenn sie sich  

  nicht mehr mit dieser Problematik auseinandersetzen wollten. 

- Sie seien nicht bereit, mich bei meiner „Selbstdarstellung“ zu unterstützen. 

- Sie haben keine Aufzeichnung mehr bzw. sie hätten ihre Unterlagen an das  

  Landeskirchenamt übergeben. 

Kirchliche Archive und Zeitzeugen, eine wichtige Quelle der Zeitgeschichtsforschung, 

blieben mir damit von Seiten der Kirche verschlossen. Diese Situation ist insofern paradox, 

 
Bewegung des „Konziliaren Prozesses“ aktiv unterstützt hatten, haben sich als Kandidaten aufstellen lassen. 

Aber sie waren innerhalb der Kirchgemeinde nicht bekannt bzw. man wollte nichts mit den unruhigen Geistern 

zu tun haben, die vieles in Frage stellten und auch innerhalb der Kirche Änderungen wollten. Keiner von ihnen 

wurde in den neuen Kirchenvorstand gewählt. Es gelang mir auch nicht, sie in den Kirchenvorstand berufen zu 

lassen. Die Mehrheiten hatten diejenigen, die das gute DDR-Staat-Kirche-Verhältnis erhalten wollten und zu 

DDR-Zeiten bereits im Kirchenvorstand waren. Trotzdem kann die Landeskirche stolz auf die Mitglieder des 

Domkirchenvorstandes sein, weil Superintendent Mieth zum Ehrenbürger der Stadt wurde, Pfarrer Hübler zum 

Stellvertreter des Superintendenten eingesetzt wurde und die beiden Hochschulkirchenvorsteher zum 

ordentlichen Professor und zum Ehrenprofessor ernannt wurden. 
33 Nach dem DDR-Sprachgebrauch waren es die Menschen, die nicht in das sozialistische Weltbild passten. Die 

Palette reichte von Männern mit langen Haaren, Tragen von West-Niethosen oder kirchlichen Symbolen wie z. 

B. „Schwerter zu Flugscharen“, Hören von Westmusik, Gruppenbildung galt als Zusammenrottung, diejenigen 

galten als Staatsfeinde, die sich gegen den Missbrauch an Kindern einsetzten, Bürger galten als asozial, die sich 

eine Auszeit nahmen und dafür zu Gefängnisstrafen verurteilt wurden, Tätowierte, Alkoholiker, Strafgefangene 

bis hin zu denen, die legal den Antrag auf Ausreise aus der DDR gestellt hatten. Sie lagen damit auch vor der 

Tür der Kirche. Als Pfarrer bemühte ich mich, für sie da zu sein. Ich war gewiss, Jesus hätte es ähnlich getan.  
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als mir von der Landeskirche wiederholt vorgeworfen wurde, mich einseitig auf Quellen der 

staatlichen Archive zu stützen. 

8. Sowohl aus den Stasi-Akten als auch aus den Unterlagen anderer staatlicher Archive 

musste ich entnehmen, dass zwischen Staat und Kirche ebenfalls heimliche Absprachen in 

Bezug auf den Jugenddiakon Eberhard Heiße34, den Evangelisten und Jugendpfarrer Dr. 

Theodor Lehmann35 und den Beauftragten für Glaube, Naturwissenschaft und Umwelt 

Joachim Krause36 bestanden. Diese Personen störten ebenfalls das vermeintlich gute Staat-

Kirche-Verhältnis in der DDR. So setzten sich die Verantwortlichen der Landeskirche dafür 

ein, dass z. B. Eberhard Heiße seine überdurchschnittliche gute Jugendarbeit in Marienberg 

und seine einmalige Arbeit mit den dort stationierten Grenzsoldaten aufgeben und 

Friedhofsgärtner in Dippoldiswalde werden sollte.37 Für die Staatsorgane war das christlich-

politische Engagement des Diakons untragbar. Pfarrer Lehmann, der ständig in überfüllten 

Kirchen das Evangelium verkündigte, besonders die Jugendlichen angesprochen und zum 

Glauben geführt hatte, sollte mit seiner ganzen Familie von Karl-Marx-Stadt nach 

Westdeutschland gehen. Er würde dort dringend gebraucht.38 Beide lehnten das Ansinnen der 

Landeskirche ab. 

 

Wir Vier verständigten uns untereinander und schrieben am 1. Dezember 1992 gemeinsam 

einen Brief an Landesbischof Hempel mit der Bitte um ein klärendes Gespräch. Wir mussten 

„feststellen, dass über Jahre hinweg Gespräche zwischen dem Rat des Bezirkes Karl-Marx-

Stadt und dem Landeskirchenamt geführt wurden, bei denen es um unsere Arbeit und Person, 

um Disziplinierung und Versetzung und um landeskirchliches Versprechen von Überprüfung 

und Veränderung ging. Das macht uns betroffen, da über derartige Gespräche mit uns weder 

offen und ehrlich, noch brüderlich gesprochen wurde. Jetzt haben wir Kenntnis von einigen 

Gesprächsverläufen. Das Vertrauen zu unserer obersten Dienstbehörde ist gestört.“39  

 
34 OV „Sammler“, BArch, ASt Chemnitz, Reg. Nr. XIV 373/77. 
35 OV „Spinne“, BArch, ASt Chemnitz, Reg. Nr. XIV 647/71. 
36 OV „Grüner“, BArch, ASt Chemnitz, Reg. Nr. XIV 1148/83. 
37 Es scheint, dass die Landeskirche ursprünglich mit Diakon Heiße anders verfahren wollte. Aus einer 

Information der HA XX, die eine zwanglose Zusammenkunft zwischen Vertretern von Staat und Kirche bei 

Bischof Hempel am 14.12.1989 schilderte, habe der Präsident des Landeskirchenamtes Kurt Domsch geäußert, 

dass das Problem Heiße gelöst werden könne, indem er vom Diakon zum Pfarrer erhoben und dann in ein 

Pfarramt außerhalb des Bezirkes Karl-Marx-Stadt versetzt werde. Quelle: BArch, ASt Dresden, Reg. Nr. XII 

262/80, Bd. I, Bl. 155. 
38 1972 wurde Dr. Lehmann zu OLKR Ulrich von Brück ins Landeskirchenamt bestellt. Er verlangte genaue 

Auskünfte über Westverwandtschaft und welche Beziehungen bestünden. Ihm wurde das Ziel der Befragung 

klar, als ihm danach Herr Hahn vom Rat der Stadt die Ausreisepapiere für ihn, seine Frau und seine Kinder 

brachte. Dr. Lehmann musste nur unterschreiben, weil es so von der Kirche gewollt wäre. Er lehnte die 

Unterschrift ab, weil er seinen Verkündigungs- und Missionsauftrag in der DDR sah. In seiner Not wandte er 

sich an Bischof Dr. Hempel. Im Gespräch wurde deutlich, dass er nicht in der DDR bleiben sollte. Aus den 

Akten zu OV „Spinne“ (unter diesem Decknamen wurde er von der Stasi bearbeitet) geht hervor, dass die 

staatlichen Verhandlungen seiner Übersiedlung über den Präsidenten des Landeskirchenamtes Dr. Johannes 

liefen. Quelle: OV „Spinne“, BArch, ASt Chemnitz, Reg. Nr. XIV 647/71 (der Band der Akte und die genaue 

Blattzahl können nicht angegeben werden, weil Dr. Lehmann mir nur Kopien übergab.) Aus den Akten geht 

auch hervor, dass er seine Tätigkeit als Pfarrer aufzugeben hätte oder sein Dienst über „operative 

Kombinationen“ vollständig zu liquidieren sei. Er sollte durch wirksame Maßnahmen kompromittiert werden. 

Seine Ehefrau sollte durch Beweise einer Kompromittierung überführt werden. 1978 erlitt Dr. Lehmann einen 

Herzinfarkt. BV-Leiter Gehlert befahl, „dass dem LEHMANN eine den sonstigen Gepflogenheiten 

entsprechende Behandlung garantiert wird. Das heißt, die behandelnden Ärzte müssen das tun, was sonst auch 

üblich ist bzw. was sie als Arzt verantworten können. Es darf keinesfalls sichtbar werden, dass bei der ärztlichen 

Betreuung des Lehmann bzw. bei der späteren Behandlung bis zur Invalidisierung wir dahinterstecken.“ Quelle: 

BArch, ASt Chemnitz, Reg. Nr. AKG-1109. 
39 Gemeinsamer Brief des Eberhard Heiße, Joachim Krause, Dr. Theodor Lehmann und Dr. Edmund Käbisch an 

den Landesbischof Dr. Hempel vom 1.12.1992. Quelle: Archiv Käbisch. 
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Das Gespräch vom 5. Januar 1993 im Landeskirchenamt ergab folgendes:  

- Der Landesbischof bewertete die Dokumente anders als wir. 

- Er als Bischof hätte damals die ganze Kirche im Blick haben müssen. 

- Wir waren es, die das gute Staat-Kirche-Verhältnis gestört hätten. 

- Achselzuckend stellte er uns die Frage, was er als Bischof hätte anders machen 

können? 

 

Ein weiterführendes Gespräch kam nicht zustande. Enttäuscht verließen wir das 

Landeskirchenamt und hatten das Gefühl, dass Landesbischof und Kirchenleitung weder an 

einem Gespräch mit uns noch an einer selbstkritischen Aufarbeitung ihrer Rolle in der DDR 

interessiert seien. 

 

9. Am 2. Dezember 1992 genehmigte mir die BStU den Forschungsantrag zum „Verhältnis 

des MfS zur Evangelischen Kirche“. Seit Anfang 1993 konnte ich in entsprechende Stasi-

Akten einsehen und auf Antrag kostenfrei Kopien erhalten. Nachdem ich diese Genehmigung 

der Landeskirche angezeigt hatte, untersagte mir Superintendent Mieth am 3. März 1993 die 

Wahrnehmung des Forschungsauftrages. Sollte ich dies ignorieren, so handelte es sich nach § 

47 des Pfarrerdienstgesetzes um eine Dienstpflichtverletzung. Ich erwiderte ihm schriftlich, 

dass nach dem Pfarrerdienstgesetz jeder Pfarrer verpflichtet ist, sich theologisch 

weiterzubilden. Kirchengeschichte gehörte zur legitimen Disziplin der Theologie. Ich würde 

in meiner Forschung die jüngste Kirchengeschichte aufarbeiten und mich auf diesem Gebiet 

weiterbilden. 

 

Mit der Beantwortung meines Briefes befasste sich die übergeordnete Dienststelle - das 

Landeskirchenamt. Es bestätigte die Dienstpflichtverletzung mit der Begründung,  

- dass meine Forschung landeskirchliche Interessen betreffe, 

- dass mein Forschen in Stasi-Akten kein theologisches Selbststudium sei, 

- dass ich vor dem Antrag auf Forschung die Genehmigung des Landeskirchenamts hätte  

  einholen müssen, 

- dass ich für die Aufarbeitung der DDR-Geschichte nicht qualifiziert sei, 

- dass ich mir durch die Forschung Herrschaftswissen aneignen würde, 

- dass ich mit meinem Wissen als Richter auftreten würde,  

- dass dieses zu pflichtwidrigem Verhalten führen würde, wenn ich mit den gewonnenen  

  Erkenntnissen in die Öffentlichkeit gehe. 

 

Der Brief des Landeskirchenamtes mit Unterschrift von OLKR Dr. Münchow untersagte mir 

alle weiteren Aktivitäten zur DDR-Aufarbeitung. 

 

Wegen des Vorwurfs der Dienstpflichtverletzung wandte ich mich schriftlich an 

Landesbischof Hempel. Ich schilderte ihm meinen bisherigen Erkenntnisstand aufgrund der 

Recherchen in staatlichen Archiven, z.B. die Inlands- und Auslandsurlaubsreisen von 

Pfarrern, Superintendenten, Synodalen und kirchlichen Mitarbeitern auf Staatskosten oder die 

günstigen Immobilienverkäufe von Übersiedlungsersuchenden an auserwählte Pfarrer, in die 

auch der Bischofskandidat Volker Kreß involviert war. Auch lehnte ich Herrn Zweynert 

wegen Befangenheit ab, der erneut mit der Bearbeitung meines „Falles“ befasst war. Ihm 

unterstand jetzt das Ressort der Stasi-Überprüfungen des Landeskirchenamtes. 1988 gab er 

den Staatsorganen wegen meines Engagements mit den Abendgottesdienstbesuchern die 

Zusage, „Einfluss auf die Situation in Zwickau zu nehmen und mit dem Superintendenten 
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Mieth und dem Kirchenvorstand zu arbeiten, damit diese Belastung eingestellt wird.“40 So 

war dann auch OLKR Zweynert bei dem Gespräch am 21. Juli 1988 zugegen, als ich im 

Landeskirchenamt diszipliniert wurde. Meine Predigten seien keine christliche Verkündigung 

und die staatskritischen Äußerungen könnte der Staatsanwalt verfolgen. Ich sollte mich nicht 

der Not der Abendgottesdienstbesucher annehmen. Ich wurde von OLKR Zweynert 

angehalten, künftig keine politischen Ansprachen zu halten und meinen Umgang mit 

Ausreiseleuten zurückzunehmen.41  

 

Vom Landesbischof erhielt ich weder eine Bestätigung über den Eingang des Briefes noch 

eine Antwort.  

 

Nachdem das Landeskirchenamt meinen Forschungsantrag als Dienstpflichtverletzung 

gewertet hatte, sprach es unter der Leitung von OLKR Zweynert in der Außenstelle der BStU 

Chemnitz vor. 42 Er forderte, dass die Bundesbehörde den genehmigten Forschungsantrag 

zurückziehen solle, da meine Forschung nicht im Sinne der Landeskirche sei und die Kirche 

die Betroffene sei. Konrad Felber, der damalige Außenstellenleiter Chemnitz der BStU, 

antwortete den beiden Vertretern des Landeskirchenamtes, dass jeder Bürger und jede 

öffentliche Einrichtung nach dem Stasi-Unterlagengesetz (StUG) das Recht haben, einen 

Forschungsantrag zu stellen. Er sprach daher die Empfehlung aus, dass die Landeskirche 

selber einen Antrag stellen sollte, um die Mechanismen der Stasi aufzuarbeiten und mit 

Käbischs Forschungsergebnissen zu vergleichen. So könnte ein Dialog entstehen. Diesen 

Dialog hat die Landeskirchenleitung bis heute nicht aufgenommen. Stattdessen hat sie auch in 

den folgenden Jahren ständig versucht, meine Aufarbeitung der zweiten deutschen Diktatur 

mit unterschiedlichen Mitteln zu verhindern. – Für mich ist das ein konspiratives Vorgehen 

der Landeskirche. Einige Beispiele werde ich aufführen: 

 

Als Durchschlag erhielt ich von zwei Pfarrern der Ephorie die Briefe, die sie an den 

Bundesbeauftragten für die Stasi-Unterlagen Joachim Gauck geschickt hatten. Pfarrer Heinz-

Walter Baumann hatte dazu den Briefkopf der Kirchgemeinde Hartmannsdorf benutzt. Von 

Pfarrer Klaus Röbert, Stellvertreter des Superintendenten, bekam ich einen Brief über das 

Pfarramt Schönfels zugestellt. Beide beschwerten sich darüber, dass ich mit Erkenntnissen aus 

Stasiunterlagen an die Öffentlichkeit gehe.  

 

In den Antwortbriefen, die mir ebenfalls zugeschickt wurden, empfahl Joachim Gauck den 

Schreibern, selber einen Forschungsantrag zu stellen. Auch das Ehepaar Karl-Ernst Müller 

hatte eine Eingabe an den Außenstellenleiter in Chemnitz geschrieben. Dem Ehepaar wurde 

nach dem mir in Kopie übersandten Antwortbrief ähnlich geantwortet. Mir ist nicht bekannt, 

dass Forschungsanträge gestellt wurden. – Für mich wurde ein konzertiertes und 

abgestimmtes Handeln erkennbar. 

 

Die Ungeheuerlichkeit der Missachtung meiner Forschungsarbeit besteht darin, dass die 

Landeskirche bis heute meine Beschäftigung mit der kirchlichen Zeitgeschichte als 

Dienstpflichtverletzung interpretiert, damit den politischen Willen zur selbstkritischen 

Aufarbeitung der zweiten deutschen Diktatur verhindert und vor allem das Grundrecht auf 

freie Forschung und Lehre einschränkt. Da ich zudem die Beschäftigung mit der kirchlichen 

 
40 Mein Brief an Landesbischof Dr. Hempel vom 30.11.1993. Quelle: Archiv Käbisch. 
41 Mein Gedächtnisprotokoll des Gesprächs im Landeskirchenamt am 21.7.1988. Quelle: Archiv Käbisch. 
42 Am 25. Juni 2009 hielt ich in der BStU-Außenstelle Dresden den Vortrag „Das Zwickauer Modell - Eine neue 

Form der Bekämpfung kirchlicher Basisgruppen durch SED und MfS 1988/1989“. In der anschließenden 

Diskussionsrunde hat Konrad Felber, den Namen Zweynert öffentlich genannt und das Verlangen der 

Landeskirche geschildert. An den anderen Namen konnte er sich nicht mehr erinnern. 
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Zeitgeschichte als einen integralen Bestandteil theologischer Arbeit betrachte, zu der ich 

durch mein Studium und durch meine Promotion qualifiziert bin, nehme ich den genehmigten 

Forschungsauftrag weiterhin wahr. 

 

10. Nach der „Friedlichen Revolution“ bildete sich die Arbeitsgruppe 

„Vergangenheitsaufarbeitung“, die aus der theologischen Reflexionsgruppe des „Konziliaren 

Prozesses“ hervorging.43 Sie erhielt Kenntnis von dem konspirativen Handeln der DDR-

Staatsorgane und der Landeskirche. Zuerst bemühte sich die Gruppe um vertrauensbildende 

Gespräche mit dem Dom-Kirchenvorstand.44 Sie gingen über Jahre hinweg, brachten aber 

keine Ergebnisse. Ebenso verhandelten sie mit der Arbeitsgruppe „Vergangenheitsprobleme“ 

des Landeskirchenamtes. Doch diese Verhandlungen hinterließen den Eindruck des 

Beschwichtigens und nicht der Versöhnung. Die Gruppe öffnete sich auch für Gespräche mit 

den ehemaligen SED-Funktionären und Stasi-Offizieren. Mit ihnen konnten sogar 

Podiumsdiskussionen durchgeführt werden. Aber zu einer Annäherung oder gar Versöhnung 

kam es nicht. Die Gruppe organisierte Gemeindeabende und Vorträge zum Thema DDR wie 

z. B. einen Abend mit dem Bundesbeauftragten für die Stasi-Unterlagen Joachim Gauck. Ein 

Anliegen der Arbeitsgruppe war, dass die interessierte Bevölkerung ständig über die 

Fortschritte der Aufarbeitung des Unrechtsstaates unterrichtet werde. 

 

Auch einzelne Mitglieder der Arbeitsgruppe setzten sich direkt mit dem Landeskirchenamt 

auseinander. Sie setzten sich für Forschungsfreiheit auch in den Stasi-Akten ein. So schrieb 

z.B. der sächsische Landtagsabgeordnete Johannes Kühnel ans Landeskirchenamt. Er 

schilderte seine Beobachtungen zu Käbischs DDR-Vergangenheitsaufarbeitung, dass sie von 

Seiten der Landeskirche „verschleiert, vertuscht und der Mantel des Schweigens darüber 

gedeckt werden soll.“45 Münchow antwortete darauf, das Landeskirchenamt habe „Bedenken 

gegen die Art und Weise der Vergangenheitserhellung durch Pfarrer Dr. Käbisch“. 46 Diese 

„ergeben sich aus dem besonderen Charakter des Dienstes eines Pfarrers und aus dem 

Pfarrerdienstrecht bezüglich von Forschungsvorhaben, die das Selbststudium übersteigen.“ 

Deswegen behindere die Landeskirche nicht die „Vergangenheitserhellung“, sondern sie „hat 

größtes Interesse, den unbegründeten Vorwürfen entgegenzutreten, dass die 

Vergangenheitsbewältigung verschleppt werde.“ Weiterhin wurde in dem Brief mitgeteilt, 

dass die Landeskirche an die Theologische Fakultät Leipzig und an weitere geeignete 

Persönlichkeiten herangetreten sei und diese mit der wissenschaftlichen Forschung „auf dem 

Gebiet der unmittelbar zurückliegenden Kirchengeschichte“ beauftragt habe.47 

 

Unabhängig von der Arbeitsgruppe schrieb auch Pfarrer Dr. Theo Lehmann ans 

Landeskirchenamt. Er brachte sein totales Unverständnis darüber zum Ausdruck, dass 

Käbisch die Erforschung der DDR-Vergangenheit mit einer Dienstpflichtverletzung verboten 

wurde. Münchow antwortete, dass Pfarrer Dr. Käbisch das Landeskirchenamt vor seinem 

Forschungsantrag nicht unterrichtet und um Genehmigung gebeten hätte. Weiterhin sei er 

unfähig, mit den „Erkenntnissen aus dem Aktenstudium“ an die Öffentlichkeit zu gehen. 

 
43 Bereits im Jahr 1990 begann sich der Konziliare Prozess aufzulösen und die einzelnen Gruppen wie Umwelt, 

Frieden, Gerechtigkeit, Feministinnen oder Immigranten wechselten ins Friedenszentrum e. V. über, das sich 

später als „Buntes Zentrum“ konsolidierte. Daraus entwickelte ich das „Zwickauer Bündnis für Demokratie und 

Toleranz der Zwickauer Region“, in dem ich als Gründungsmitglied dazugehöre. Die Amtskirche war damals 

froh darüber, dass sie nicht mehr das schützende Dach für die unruhigen Geister des Konziliaren Prozesses sein 

musste. Sie sind freiwillig ausgewandert. 
44 Brief von den Mitgliedern des „Konziliaren Prozesses“ an den Kirchenvorstand der Domgemeinde vom 

29.10.1992. Quelle: Archiv Käbisch. 
45 Brief des MdL Johannes Kühnel ans Landeskirchenamt vom 12.5.1993. Quelle: Archiv Käbisch. 
46 Brief des Landeskirchenamtes an Johannes Kühnel vom 22.6.1993. Quelle: Archiv Käbisch. 
47 Ebenda. 
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Deshalb wurde der Brief von Pfarrer Dr. Lehmann zum Anlass genommen, „diejenigen, die 

an dieser Problematik arbeiten (für unseren Bereich u. a. die Forschungsstelle für kirchliche 

Zeitgeschichte in Naumburg, Kirchenhistoriker der Universität Leipzig sowie 

Einzelpersönlichkeiten), bei aller notwendigen Sorgfalt um ein zügiges Vorlegen ihrer 

Ergebnisse zu bitten.“48 

 

Die Arbeitsgruppe schrieb auch Eingaben an die sächsische Landessynode hinsichtlich der 

Zuwendungen und Vergünstigungen staatlicher Stellen an kirchliche Mitarbeiter. Konkrete 

Fakten wurden aufgeführt wie: 

- die Immobilien von Übersiedlungsersuchenden, die durch kirchliche Mitarbeiter gekauft  

  werden konnten, 

- die vom Staat finanzierten In- und Auslandsurlaubsreisen, die progressive oder loyale  

  Pfarrer und Mitarbeiter erhielten, 

- die Geschenke, Präsente, Orden, Auszeichnungen, Festempfänge oder monatliche 

  staatliche Zusatzgehälter, die gewöhnlich privilegierte Pfarrer empfingen. 

 

Die Beantwortung der angeschnittenen Problemfelder erfolgte größtenteils mündlich, 

teilweise auch schriftlich. So sei z. B. Bischof Dr. Hempel bei seinem Immobilienkauf nie 

bereit gewesen, sich für staatliche Zielsetzungen einspannen zu lassen. Nach der Wende 

wurde die Landeskirche zum Eigentümer des Grundstücks. Oder: Die Recherchen der Synode 

zu den Urlaubsreisen hätten ergeben, dass diese in Einzelfällen nicht zur Schädigung der 

Landeskirche geführt hätten. Außerdem gäbe es im Pfarrerdienstrecht dafür keine Regelungen 

(Nulla poena sine lege). Die Wäschemangel, die der Präses der Landessynode Rolf Böttcher 

als Geschenk vom Rat des Bezirkes erhalten hatte, habe keine Nachteile für die Landeskirche 

gebracht. Außerdem habe er als Laie den staatlichen Stellen stets nur ihre Fragen beantwortet. 

Er sei nicht käuflich gewesen. 

 

Die Arbeitsgruppe war besonders verwundert über die geringe Zahl an Inoffiziellen 

Mitarbeitern (IM) unter kirchlichen Mitarbeitern, die 1995 im offiziellen Abschlussbericht des 

Stasi-Überprüfungsausschusses vor der Landessynode veröffentlicht wurden.49 Die 

Überprüfung war freiwillig und so hätten sich z. B. von den Pfarrern nur 90% überprüfen 

lassen. Es lagen dem Stasi-Überprüfungsausschuss insgesamt 26 IM-Vorgänge 

unterschiedlichster Art und Schwere zur Bewertung vor. Dagegen waren zu diesem Zeitpunkt 

der Arbeitsgruppe „Vergangenheitsaufarbeitung“ 35 IM bekannt. Die Namen konnten nicht 

verglichen werden, da der Abschlussbericht keine Namen nannte. Diese IM entdeckte ich bis 

dahin bei den Recherchen zum Forschungsthema „Verhältnis des MfS zur Evangelischen 

Kirche“.50 

 

Nach meiner Versetzung in den Ruhestand war die Gruppe „Vergangenheitsaufarbeitung“ 

resigniert und zog sich zurück. Sie kommt nicht mehr offiziell zusammen. – Die Mitglieder 

der Arbeitsgruppe sind das Gefühl nie losgeworden, dass sie zwar mit ihren Anfragen 

angehört wurden, aber nur als „Unruhestifter“ angesehen wurden. Solche kritischen Christen 

haben keinen Platz in der Landeskirche. 

 

 
48 Brief des Landeskirchenamtes an Dr. Theo Lehmann vom 14.9.1993. Quelle: Archiv Käbisch. 
49 Bericht des Stasi-Bewertungsausschusses der Ev.-Luth. Landeskirche Sachsens, Quelle: Überprüfungen auf 

Stasikontakte in den östlichen Gliedkirchen der EKD, Die Zeichen der Zeit (1997), Beiheft 1, S. 45 ff.  
50 Dieses Thema steht im Mittelpunkt der Forschung und nicht, dass ich kirchliche IM aufspüre und damit zu 

einem „Stasi-Jäger“ werde. Ich schrieb am 24.2.1996 an Landesbischof Kreß und bat ihn darum, die Vorgänge, 

die der Stasi-Bewertungsausschuss zu bearbeiten hätte, mit den mir vorliegenden Fällen vergleichen und 

auswerten zu können. Diese Bitte wurde nicht erfüllt. 
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11. Drei Beispiele führe ich auf, wie die Landeskirche bei mir mit dem Recht auf freie 

Forschung und unabhängige Lehre umgeht. 

 

- 1993 wandte ich mich an die Sächsische Landessynode mit dem Angebot, vor den 

Synodalen zum „Verhältnis zwischen Staat und Kirche zur DDR-Zeit“ zu sprechen. Ich 

erhielt die Antwort, dass zwar die Vergangenheitsaufarbeitung eine wichtige Sache ist, aber 

mein Angebot nicht sofort zu realisieren sei. Es ist auch nicht möglich, diesen „Vorschlag 

kurzfristig in die Tat umzusetzen.“51 Nach drei Jahren erinnerte ich nochmals an mein 

Angebot. Daraufhin erhielt ich von der Präsidentin der Landessynode, Gudrun Lindner, 

folgende Antwort: „Wie Sie wissen, hat sich die jetzige Synode im Mai 1996 konstituiert. Das 

neu gewählte Präsidium hat Ihre Unterlagen zur Kenntnis genommen. Wir danken Ihnen dafür 

und für Ihr Engagement. Eine Behandlung dieser Problematik innerhalb der Synode steht 

gegenwärtig nicht zur Debatte.“52 

 

- 1996 hielt ich an der Hochschule für Politik in München in einer Sonderveranstaltung auf 

Einladung der Christlichen Hochschulgruppe den Vortrag „Kirche in totalitären Systemen 

unter Berücksichtigung der DDR“. Im Anschluss verteilte ich das Manuskript des Vortrages. 

Dieses kam in die Hände von OLKR Zweynert. Er schrieb an die Hochschule einen Brief, da 

ich im Vortrag folgende Sätze gesagt hatte: „Ein Pfarrer war vom Bernsteinfieber gepackt. 

Seine gewonnenen Erkenntnisse wollte er unbedingt der Stasi zukommen lassen. Er hat es 

geschafft, in das inoffizielle Telefonnetz der HA (Hauptabteilung) in Berlin hereinzukommen 

und mit Oberst Seufert, dem Verantwortlichen dieser Fahndungs- und 

Untersuchungskommission zu sprechen. Darüber war sogar die Bezirksverwaltung der Stasi 

erstaunt. Er wurde als ´IM Doktor´ geführt und für den innerkirchlichen 

Differenzierungsprozess benutzt.“53 Das Landeskirchenamt meinte, dass „für jeden 

kirchlichen Insider unschwer zu erkennen“ wäre, dass IM ´Doktor´ Pfarrer Dr. Bernd Stephan 

sei. Darüber sei Pfarrer Dr. Stephan äußerst betroffen, weil er ´diese verkürzte Darstellung als 

unsensibel, undifferenziert und rufschädigend´ wertete. Er habe nicht ´wissentlich entgegen 

der kirchlichen Weisung mit dem Ministerium für Staatssicherheit als IM ´Doktor´ zum 

Zwecke der Förderung des Differenzierungsprozesses unter kirchlichen Amtsträgern 

zusammengearbeitet.´ Auch der Auskunftsbericht der BStU hätte ergeben, dass er ´ohne sein 

Wissen und Wollen als inoffizieller Mitarbeiter geführt wurde.´ Dieses sei auch ´den 

Mitgliedern der sächsischen Landessynode in öffentlicher Sitzung durch den Unterzeichneten 

bekanntgegeben worden.´“ Abschließend schrieb OLKR Zweynert der Hochschule noch: „Da 

es unsere Aufgabe ist, Pfarrer der Landeskirche gegen ungerechtfertigte Angriffe und 

Anschuldigen in Schutz zu nehmen und wir in dem beanstandeten Abschnitt des Referates 

eine Verletzung der Persönlichkeitsrechte von Dr. Stephan erblicken, bitten wir Sie, dessen 

beigefügte Erklärung vom 27.03.1996 in geeigneter Form hochschulintern bekanntzumachen, 

so dass sie von den Hörern des am 17.01.1996 gehaltenen Vortrages und weiteren Besitzern 

des Vortragsmanuskriptes zur Kenntnis genommen werden kann.“  

 

OLKR Zweynert unterrichtete mich in einem anderen Schreiben über diesen Brief an die 

Hochschule. Die Erklärung von Dr. Stephan, dass er nicht von sich aus Kontakt zur Stasi 

aufgenommen hatte, lag bei. Ohne sein Wissen sei er zur Informationsabschöpfung vom 

Referenten für Kirchenfragen, der Offizier im besonderen Einsatz (OibE) war, benutzt 

worden. Er sei Kirchenhistoriker, Heimat- und Familienforscher und das habe nichts mit 

 
51 Brief der Synodalkanzlei vom 26.9.1993. Quelle: Archiv Käbisch. 
52 Zitat aus dem Brief der Präsidentin der Evangelisch-Lutherischen Landessynode Sachsens vom 11.1.1997. 

Ähnliche Angebote hatte ich auch an unterschiedliche kirchliche Einrichtungen des Kirchenbezirkes Zwickau 

gerichtet. Sie wurden fast nie wahrgenommen. 
53 Brief des Landeskirchenamtes an die Hochschule für Politik vom 9.4.1996. Quelle: Archiv Käbisch. 
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einem „Bernsteinfieber“ zu tun. Er sei nur „spielerisch“ in das interne Telefonnetz der Stasi 

eingedrungen. Und dass er von der Stasi für den innerkirchlichen Differenzierungsprozess 

benutzt worden sei, wies er mit aller Entschiedenheit zurück. Seit seiner Kindheit habe er sich 

von niemand benutzen lassen. Er besitze zudem ein persönliches MfS-Feindbild. Seine 

Reaktion auf seinen ersten wissentlichen Kontakt mit einem Stasi-Mann könnte im Gauck-

Gutachten zu seiner Person nachgelesen werden. Aber das Gutachten war nicht mit 

beigefügt.54 

 

Der Syndikus der Hochschule für Politik München Prof. Schiecke, antwortete OLKR 

Zweynert.55 Er stellte fest, dass die Einladung von der Christlichen Hochschulgruppe 

ausgegangen sei und die Hochschule nur die Räume zur Verfügung gestellt habe. Nach dem 

geltenden Gesetz über die Hochschulen darf weder eine Erfassung noch Registrierung von 

Hörern stattfinden, so dass der Hochschule nicht bekannt ist, wer Hörer der Veranstaltung war 

oder in den Besitz des Vortragsmanuskripts gekommen sei. Zudem waren auch Hörer zum 

Vortrag erschienen, die keine eingeschriebenen Studenten der Hochschule waren. Auch 

könnte der Forderung einer hochschulinternen Bekanntmachung mit der Erklärung von Dr. 

Stephan aus technischen Gründen nicht entsprochen werden. Die Erklärung sei keine 

presserechtliche Gegendarstellung. Dieses Schreiben und das Anschreiben der Landeskirche 

sandte mir der Syndikus in Kopie zu. 

 

- Am 7.Oktober 1996 (ehemaliger Nationalfeiertag der DDR) hielt ich im Domgemeindehaus 

vor ca. 200 Gästen den Vortrag „Die Stasi-Bearbeitung der Kirche in Zwickau“. Ich hatte 

herausgearbeitet, was vor der „Friedlichen Revolution“ in Zwickau geschehen war, und wie 

die SED mit der Stasi die Kirche konspirativ unterwandert und versucht hatte, sie zu 

zersetzen.  

Am nächsten Tag verlangte der neue Superintendent Eberhard Dittrich von mir, dass ich ihm 

unverzüglich den Vortrag aushändigen sollte. Da ich diese mündliche Anordnung nicht 

befolgte, schrieb er mir einen Brief: „Deshalb fordere ich Sie hiermit in aller Form dazu auf, 

mir die von Ihnen zu dem ´Gemeindeabend` am 07.10.1996 vorgetragenen Manuskript- und 

projizierte [sic] Folienblätter vollständig zu übergeben.“56 Den Gemeindeabend sah er als 

„bevorzugte Art und Weise der (Selbst-)Darstellung“ an. Ich hätte mich auf „ein neuerliches 

eingehendes Gespräch“ einzustellen.57 Vielleicht sollte diese Andeutung eine Drohung sein. 

Oder wollte er mich einschüchtern, als er noch schrieb, dass er Zeugenaussagen sammelte, 

damit ein Verfahren wegen Dienstpflichtverletzung eingeleitet werden könnte? Oder, dass der 

Vortrag am 7. Oktober ein juristisches Nachspiel haben werde, da ich Zwickauer 

Persönlichkeiten beim Namen genannt hätte? Oder, wenn er davon betroffen wäre, würde er 

sogar strafrechtlich gegen mich vorgehen? Ich ließ dem Domkirchenvorstand mein 

Vortragsmanuskript zukommen. Er leitete es dem Superintendenten weiter.  

 

12. Bereits zu Anfang meiner Recherchen in den staatlichen Akten stieß ich auf den 

Selbstmord des Falkensteiner Pfarrers Rolf Günther. Er hatte sich im Jahr 1978 während eines 

Gottesdienstes in der Kirche verbrannt. Aus den Unterlagen war ersichtlich, wie Staat und 

 
54 Erklärung des Pfarrers Dr. Bernd Stephan vom 27.3.1996. Das so genannte Unbedenklichkeitsgutachten der 

BStU-Behörde wurde mir nie gezeigt. 
55 Brief der Hochschule für Politik München an das Evangelisch-Lutherische Landeskirchenamt Sachsens z. Hd. 

OLKR Zweynert vom 18.4.1996. Quelle: Archiv Käbisch. 
56 Zitat aus dem Brief des Superintendenten des Kirchenbezirkes Zwickau vom 11.10.1996. Quelle: Archiv 

Käbisch. 
57 Das Dienstgespräch fand am 19.11.1996 statt. In diesem Gespräch unterstellte mir Superintendent Dittrich 

eine Nichtzurechnungsfähigkeit bei der Vergangenheitsaufarbeitung. Ab da begann seine Psychiatrisierung 

meiner Person.  
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Kirche das gleiche Interesse verfolgten, damit diese Selbstverbrennung nicht die gleichen 

politischen Wellen schlagen sollte, wie es zwei Jahre zuvor bei dem Rippichaer Pfarrer Oskar 

Brüsewitz geschehen war. Er hatte sich öffentlich vor der Michaeliskirche in Zeitz verbrannt. 

Offiziell bemühten sich beide Seiten, das vermeintlich gute Staat-Kirche-Verhältnis zu 

erhalten. Jedoch die Stasi instrumentalisierte diese Verzweiflungstat und benutzte sie dazu, 

über konspirative Wege einen Differenzierungsprozess innerhalb der Kirche zu forcieren, um 

sie damit langfristig zu zersetzen.  

 

Ich wollte dazu in die landeskirchlichen Akten einsehen. Auf meine Anfrage schrieb mir 

Münchow, „auf Ihr Schreiben vom 30.3.1993 teilen wir Ihnen mit, dass die von Ihnen 

erbetene Akteneinsicht nicht möglich ist.“58 Trotz weiterer intensiver Anfragen bleiben bis 

heute sämtliche kirchliche Akten zu Pfarrer Günther für mich verschlossen, obwohl damals 

sein Tod über 30 Jahre zurücklag. Heute sind es 45 Jahre. 

 

Trotzdem habe ich die Erkenntnisse zu Günthers Selbstverbrennung in der Publikation „Das 

Fanal von Falkenstein“ zusammengetragen und dokumentiert.59 Im Jahr 2007 wurde das Buch 

im Schwurgerichtssaal des Landgerichtsgebäudes Zwickau vorgestellt. Dazu wurde die 

Komposition meiner Frau „in memoriam Rolf Günther“ von Professor Matthias Eisenberg 

(Orgel) und Detlev Hoffmann (Violine) uraufgeführt. Einerseits habe ich im Buch die 

historischen Fakten des Selbstmordes von Günther nach den staatlichen Akten und nach 

Zeitzeugen-Berichten rekonstruiert. Andererseits hielt ich auch fest, wie die Landeskirche und 

die Kirchgemeinde Falkenstein bis heute mit dieser Verzweiflungstat umgehen. Nach meinem 

Eindruck wird weder offen noch sachlich über diesen Flammentod geredet. Sieben Ereignisse 

sollen den kirchlichen Widerstand bei der Aufarbeitung des Falls Rolf Günther beschreiben.  

 

- Ende der 1990er Jahre gründete sich ein Freundeskreis zur Erinnerung an Pfarrer Rolf 

Günther. Ihm gehörten u. a. die Pfarrer Dr. Theo Lehmann und Manfred Elsässer, der 

Silberschmied Mathias Heck und der Lehrer (und zugleich Mitglied des sächsischen 

Landtages) Johannes Kühnel an. Zum 19. Todestag hielt der Freundeskreis ein Friedensgebet 

vor der Falkensteiner Kirche ab. Dazu wurden ein Bild Günthers, ein Blumengebinde und 

eine Kerze vor der Kirchentür abgestellt. Es war ein Symbol dafür, dass Pfarrer Günther noch 

immer vor der Tür der Kirche liegt. Kurze Zeit später waren diese Gegenstände entfernt und 

entsorgt worden. Wir entdeckten sie im dortigen Müllcontainer. 

 

- Zum 20. Todestag wollte der Freundeskreis in Wittgensdorf am Grab Günthers, das für 

zwanzig Jahre gelöst war, eine Andacht halten. Aber das Grab und der Grabstein waren 

bereits beseitigt worden. An der Stelle wuchs seit langem Gras. 

 

- Ein Jahr vor dem 30. Todestag regte der Freundeskreis an, zum Todestag eine gemeinsame 

Erinnerungsveranstaltung mit der Falkensteiner Kirchgemeinde, dem Landeskirchenamt und 

dem Freundeskreis durchzuführen. Das wurde strikt abgelehnt. So hat der Freundeskreis 

erneut vor der Kirchentür unter Einbeziehung der Bevölkerung und der Medien eine feierliche 

Erinnerungsstunde durchgeführt. Als Symbol wurde eine brennende Kerze hinter 

Stacheldraht, ein Neues Testament, eine rote Rose, ein Blumenstrauß, Auszüge aus Günthers 

Morgengebet und ein Foto des Plakates „Wacht endlich auf“, das er während seiner 

Verzweiflungstat in der Kirche entrollt hatte, abgelegt. Kurz nach der Erinnerungsstunde 

 
58 Brief des Landeskirchenamtes vom 28.4.1993. Quelle: Archiv Käbisch. 
59 Edmund Käbisch, Das Fanal von Falkenstein. Eine Studie über die Zersetzung der Kirche durch die Stasi nach 

der Selbstverbrennung des Pfarrers Rolf Günther, Bergisch Gladbach 2007. Website: https://www.dr-

kaebisch.de/index.php?site=fanal_falkenstein. 



19 

 

waren alle Symbole wieder beseitigt und entsorgt worden. Aber trotzdem freute sich der 

Freundeskreis darüber, dass am Abend erstmals unter Beteiligung des Kirchenbezirkes und 

des Landeskirchenamtes eine Gebetsandacht in der Kirche stattfand. Münchow hielt die 

Predigt.60 

 

- Alle Bemühungen das Buch über die Vorgänge in Falkenstein zum Verkauf anzubieten oder 

einen Raum für eine öffentliche Lesung zu finden, scheiterten. Die angefragten Falkensteiner 

Buchhandlungen, Bibliotheken und Bürger befürchteten von den amtierenden Pfarrern und 

den Kirchgemeindegliedern geschnitten zu werden. Sie hatten Angst vor Ausgrenzungen und 

finanziellen Einbußen.61 

 

- Im Oktober 2008 tagte in Zwickau die Generalsynode der Vereinigten Evangelisch-

Lutherischen Kirche Deutschlands (VELKD). Ich gab dort persönlich einen offenen Brief an 

alle Synodalen (85 Kopien waren beigefügt) ab. Meine Bitte an die Generalsynode hatte ich 

so formuliert: „1. Setzen Sie sich dafür ein, dass alle kirchlichen Archive für  

Forschungsarbeiten zu den beiden Diktaturen des 20. Jahrhunderts geöffnet werden. 2. Lassen 

Sie in der Vergewisserung des ´Lutherisch sein im 21. Jahrhundert´ (Thema der 

Generalsynode) auch eine kritische Auseinandersetzung mit der eigenen, gegenwärtigen 

Evangelischen Kirche zu. 3. Setzen Sie sich für eine offene Streitkultur in der Kirche ein und 

lassen Sie in Ihrem persönlichen Umfeld keine Stigmatisierung und Ausgrenzung zu.“ Der 

Präsident der Generalsynode, Dirk Veldtrup, entschied, den Synodalen den offenen Brief 

nicht auszuhändigen. 

 

- Der ehemalige Chefredakteur der kirchlichen Wochenzeitung „Der Sonntag“ Uwe von 

Seltmann teilte mir mit, er habe einen Artikel zum 20. Jahrestag der Selbstverbrennung 

Günthers schreiben wollen, als er noch für den „epd“ (Evangelischer Pressedienst) arbeitete. 

Aufgrund von Problemen mit dem Landeskirchenamt schrieb er den Artikel (soweit er sich 

daran erinnerte) nicht. Zum 30. Todestag setzte er sich darüber hinweg, und es erschien ein 

Artikel in der Zeitung „Der Sonntag“. Als Zusammenfassung seiner Zeit als Chefredakteur 

hielt er fest, dass das Landeskirchenamt ständig auf seine Berichterstattung Einfluss 

genommen habe. Wenn er von meinen Projekten und Aktivitäten habe schreiben wollen, hätte 

es ständig Diskussionen und Probleme gegeben. Ihm sei ein Satz von OLKR Dieter Auerbach 

im Ohr hängen geblieben: „Bruder von Seltmann, Sie wollen sich doch nicht auch an der 

Verbreitung von Gerüchten beteiligen.“62 

 

- Vom Domkirchenvorsand bin ich als Vertreter für die Bezirkssynode gewählt worden. Zur 

Synode am 22. November 1996 passierte Folgendes. Die beiden Synodalen der 

Luthergemeinde Pfarrer Jens Buschbeck, zugleich Jugendpfarrer und Thomas Mayer als 

Kirchenvorsteher stellten außerhalb der Tagesordnung öffentlich und mündlich den Antrag:63 

Die Bezirkssynode „distanziert sich vom Verhalten des Pfarrers Dr. Käbisch, der seine 

ehrenamtliche Tätigkeit im Rahmen der Aufarbeitung der DDR-Vergangenheit nicht von 

 
60 Die Veranstaltung wurde vom Journalisten Peter Grimm aufgezeichnet und am 25.9.2008 bei MDR „Nah 

dran“ gesendet. In einem Interview unterstrich Münchow, dass das Geschehen nach 30 Jahren noch nicht 

abgeschlossen sei und deshalb die Personalakte noch nicht archiviert wurde. Ebenso hat Regine König zum 30. 

Todestag eine Reportage angefertigt, die am 18.9.2008 im ERF gesendet wurde. 
61 Die Lesung fand am 17.9.2008 in der Stadtbibliothek Auerbach (ca. fünf Kilometer von Falkenstein entfernt) 

statt. Dazu las auch Eva Lepping aus dem Nachlass ihres Vaters, Superintendenten Johannes Richter, der von 

Rolf Günther einen Abschiedsbrief mit Tagebuchaufzeichnungen erhielt, Schriftstücke von Günther vor.  
62 E-Mail von Uwe von Seltmann vom 18.12.2010. Quelle: Archiv Käbisch. 
63 Vorschlag einer Stellungnahme der Synodalen Mayer und Buschbeck vom 22.11.1996. Quelle: Archiv 

Käbisch. 
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seinem Dienstverhältnis in der Ev.-Luth. Landeskirche Sachsens trennen kann. Des Weiteren 

kritisiert die Synode, dass Pfr. Dr. Käbisch, die seinem Fehlverhalten folgenden Gespräche 

mit seinem Dienstvorgesetzten, im wiederholten Fall über Medien in der Öffentlichkeit 

breitträgt und falsch werten lässt.“ Die Synode ersucht das Landeskirchenamt, „diesen 

Sachverhalt mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln zu untersuchen und einer endgültigen 

Klärung zuzuführen.“ Am Schluss des vorgetragenen Textes wurde betont, die Bezirkssynode 

„stellt klar, dass auch sie an einer Aufarbeitung der sogenannten ´Stasi-Unterlagen´ im 

höchsten Maß interessiert ist, jedoch der Vorgehensweise des Pfarrers Dr. Käbisch in keinster 

Weise zustimmen kann.“64 

 

Dieser Antrag führte zu heftigen und kontroversen Diskussionen von über 90 Minuten. Es 

wurde ständig die sofortige Abstimmung gefordert, obwohl dieser Themenpunkt nicht auf der 

regulären TOP-Liste gestanden hatte. Dem Vorschlag einer Vertagung, der von einigen 

Synodalen eingebracht wurde, wurde nicht stattgegeben. Bei der Abstimmung verfehlte der 

Antrag der beiden Synodalen knapp die Mehrheit. Gleichwohl konnte ich das Vorgehen der 

Synode nicht auf sich beruhen lassen.  

 

Ich richtete eine dringende Bitte an die Mitglieder des Domkirchenvorstandes, dass der 

Kirchenvorstand seine Obhuts- und Fürsorgepflicht wahrnehmen und mir beistehen sollte. Ich 

sei doch durch einen Kirchenvorstandsbeschluss als Delegierter in dieses Gremium entsandt 

worden. Der Kirchenvorstand sollte hinter mir stehen und für mich Partei ergreifen.65 Dieser 

Bitte wurde nicht entsprochen. 

 

Viele Gemeindemitglieder solidarisierten sich mit mir. Sie konnten nicht verstehen, dass ich 

wegen meiner DDR-Aufarbeitung für die Landeskirche untragbar sei. Briefe wurden 

geschrieben und Unterschriften gesammelt, die nach Dresden ins Landeskirchenamt geschickt 

wurden. Zu öffentlichen Kirchgemeindeveranstaltungen wurde eingeladen. Dazu kamen extra 

entweder der Landesbischof Kreß oder Dr. Münchow aus Dresden angereist. Die 

Gemeindeglieder bezogen eindeutig Stellung zu meiner Aufarbeitung. Die Diskussionen und 

Gespräche änderten nichts an dem Verhalten der Landeskirche. Die Ärztin Dr. Waltraud 

Zschille und die Lehrerin Heidrun Voigt, beide aus dem Gemeindeteil Pöhlau, fuhren extra 

zum Landesbischof. Sie haben für mich gesprochen, da sie die Kritik der Landeskirche nicht 

nachvollziehen konnten. Sie wurden zwar angehört, aber ändern konnten sie nichts. 

 

- In dieser Auseinandersetzung wagte ich es, der Landeskirche und dem neuen Landesbischof 

Volker Kreß schriftlich sechzehn Vorwürfe wegen Fehlentscheidungen der Landeskirche 

vorzulegen.66 Nur eines dieser Anliegen soll hier genannt werden. Im Punkt 6 schrieb ich: 

„OLKR Zweynert ist eine befangene Person, die weder für die Aufarbeitung der DDR-

Vergangenheit, noch für die jetzige Konfliktbereinigung am Dom hinzugezogen werden darf. 

Es ist nachweislich, dass er 1988 mit Stasioffizieren (OibE)67 über meine Person verhandelt, 

meine Versetzung bedacht und bis heute parteilich in den Domkonflikt eingegriffen hat. 

Ebenso ist OLKR Dr. Münchow68 befangen, da in den bisherigen Auseinandersetzungen nie 

seine Kontakte zur Stasi zur Sprache kamen. Er hat seit der Wende konsequent die 

landeskirchlichen Fehlentscheidungen gerechtfertigt und alle Anstrengungen unternommen, 

 
64 Im Anschluss der Synode bat ich um den Text, der mir ausgehändigt wurde. 
65 Mein Brief an den Domkirchenvorstand vom 24.3.1997. Quelle: Archiv Käbisch. 
66 Die 16 Vorwürfe gegen die Leitung der Landeskirche habe ich Landesbischof Kreß während des Gesprächs 

am 10.12.1997 in der Bischofskanzlei übergeben. Quelle: Archiv Käbisch. 
67 Offizier im besonderen Einsatz. 
68 Quelle: IM-Vorlauf, BStU, BArch, ASt Dresden, Reg. Nr. XII 215/80. 
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diese auch durchzusetzen.“ – Weder der Landesbischof noch das Landeskirchenamt sind auf 

die sechzehn Vorwürfe eingegangen. Sie wurden auch nicht dementiert. 

 

13. Nachdem die Landeskirche versucht hatte, meine Aufarbeitung des Staat-Kirche-

Verhältnisses in der DDR über ein Dienstpflichtverletzungsverfahren und die oben 

beschriebene Synode zu unterbinden, kam es zu einer Psychiatrisierung meiner Person. 

Superintendent Dittrich verbreitete dazu schriftlich und mündlich seine Überzeugung: 

- dass bei meinem einstigen Hirnbluten andere Bereiche, die noch nicht entdeckt wurden, 

  zerstört worden seien. Ich sei geschädigt, 

- meine Briefe ein Kauderwelsch seien, in denen Sinn und Unsinn durcheinander gehen, 

- dass ich nicht mehr alles durchschaue, was ich mache, 

- dass ich der Vergangenheitsaufarbeitung nicht gewachsen sei, 

- dass es in Zwickau kein „Staasi-Problem“[sic] gebe, sondern nur ein „Käbisch-Problem“, 

  denn ich hätte psychische Probleme, 

- dass ich nicht mehr zurechnungsfähig und normal sei und damit handlungsunfähig geworden  

  wäre, 

- dass ich meine „eigenbrödlerische [sic] Beschäftigung“ (gemeint ist mein genehmigter  

  Forschungsantrag bei der BStU) als wissenschaftliche Forschung ausgebe, 

- dass ich dringend eine psychisch-therapeutische Behandlung benötige, 

- dass ich wie ein Pilot im fliegenden Flugzeug sei, dem umgehend der Steuerknüppel aus der  

  Hand genommen werden müsse.69 

 

Die Äußerungen des Superintendenten tragen ehrverletzenden Charakter. Sie verfolgen das 

Ziel, mein Ansehen als Pfarrer in der öffentlichen Meinung herabzuwürdigen und mich 

auszugrenzen. Wegen dieser ständigen, m. E. beleidigenden und menschenverachtenden 

Anschuldigungen reichte ich daher über den Landesbischof eine Dienstaufsichtsbeschwerde 

an das Landeskirchenamt ein.70 Nach mehreren Mahnungen erhielt ich am 25. November 

1999 die Antwort: „Im Ergebnis und nach Würdigung aller Details und Umstände sieht das 

Landeskirchenamt keinen Anlass dafür, disziplinarische Maßnahmen gegenüber Herrn 

Superintendent Dittrich einzuleiten.“71 Das Landeskirchenamt hatte mich nicht einmal 

angehört. Eine Rechtsbelehrung dieser Entscheidung war nicht beigefügt. – Zu diesem 

Zeitpunkt war ich bereits in den Ruhestand versetzt worden. 

 

2005 sollte Superintendent Dittrich nach zehn Dienstjahren neu im Amt bestätigt werden. In 

diesem Zusammenhang sprach ich mit dem neuen Landesbischof Jochen Bohl. Wegen der 

Psychiatrisierung meiner Person sei Dittrich für mich als Superintendent kein Seelsorger der 

Pfarrer. Er sei ungeeignet für dieses Amt. Die Antwort des Bischofs war eindeutig und 

unmissverständlich: Ich sei der Einzige, der mit dem Superintendenten nicht zufrieden sei. Ich 

schade damit der Kirche. – Dittrich wurde in seinem Amt als Superintendent erneut 

bestätigt.72  

 

 
69 Mein Gedächtnisprotokoll vom Dienstgespräch mit Superintendent Dittrich am 19.11.1996. Brief des 

Superintendenten Dittrich als Kirchenbezirksvorstand an Superintendenten i. R. Dr. Ulrich Woronowicz vom 

9.12.1996; mein Brief an die Superintendentur Zwickau vom 23.12.1996; mein Brief an den Stellvertreter des 

Superintendenten und Vorsitzenden des Kirchenvorstandes Rudolf Hübler vom 26.1.1998; Sondersitzung des 

Nicolai-Kirchenvorstandes am 24.2.1999. Quellen: Archiv Käbisch. 
70 Die Dienstaufsichtsbeschwerde an den Landesbischof schrieb ich am 30.3.1999. Quelle: Archiv Käbisch. 
71 Brief des Landeskirchenamtes vom 25.11.1999. Quelle: Archiv Käbisch. 

 
72 Quelle: Meine Gesprächsnotizen vom 30.3.2006. 
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14. Im Rahmen der Strukturveränderungen der Landeskirche wurde ein Vertrag zwischen der 

Domkirchgemeinde und der Matthäus-Markus-Kirchgemeinde Bockwa ausgehandelt, wonach 

sich die beiden Gemeinden zur Nicolai-Kirchgemeinde Zwickau vereinigen sollten. Darin 

wurde festgeschrieben, dass der Superintendent die erste Pfarrstelle und der Pfarrer von 

Matthäus-Markus die zweite Pfarrstelle in der neuen Kirchgemeinde erhalten werde. Ich war 

als Pfarrer in der neuen Gemeinde nicht mehr vorgesehen. Ich schrieb an das 

Landeskirchenamt die Bitte „zur sorgfältigen Überprüfung des Vereinigungs-Vertrages“.73 

Auch äußerte ich meinen Eindruck zu diesem Vertrag: „Was damals die Stasi 

generalstabsmäßig an der Zersetzung in der Kirche nicht geschafft hat, das wird jetzt von der 

Kirchenleitung systematisch erreicht.“ Ich sollte ganz legal aus Zwickau verschwinden. 

 

Am 1. Dezember 1998 antwortete mir Dr. Münchow.74 Das Landeskirchenamt wies mit 

Nachdruck meinen schriftlich formulierten Eindruck zurück. In der Anlage war mein 

Originalbrief angefügt. Der Vereinigungsvertrag wurde nicht überprüft. So wurde ich ab 1. 

Januar 1999 juristisch zu einem Pfarrer ohne Gemeinde. Mir wurde kein neues Pfarramt 

übertragen, auch durfte ich mich nicht in einer anderen Kirchengemeinde als Pfarrer 

bewerben. Gleichwohl versah ich weiterhin meinen Dienst in dieser neuen Gemeinde. Eine 

Übertragungsurkunde wurde nicht ausgefertigt, auch erhielt ich keinen Dienstauftrag. – 

Vielleicht hätte ich meinen Dienst nicht mehr tun sollen? Aber das entsprach nicht meiner 

Theologie der situativ-missionarischen Verkündigung. 

 

Die Kirchenvorsteherinnen Renate Heberlein und Ramona Möckel schrieben gemeinsam mit 

mir einen Brief ans Landeskirchenamt, in dem die Rechtmäßigkeit des Vertrages angezweifelt 

wurde und überprüft werden sollte.75 Der Brief blieb unbeantwortet. 

 

15. Am 17. Januar 1999 hielt ich in der neuen Nicolai-Kirchgemeinde einen Gottesdienst. Als 

Predigteinstieg erzählte ich von einem Erlebnis der vergangenen Woche. Ich hatte einen 

arabischen Freund im Krankenhaus besucht. Ihn holte ich immer in den Religionsunterricht, 

wenn der Islam behandelt wurde. Als praktizierender Moslem stellte er seinen Glauben 

lebensecht und überzeugend vor. Für mich war es selbstverständlich, den Freund auf der 

Intensivstation zu besuchen. Bei der Verabschiedung bat er mich, für ihn zu beten. So habe 

ich an seinem Krankenbett zum dreieinigen Gott gebetet. Diese Bitte eines Moslems war für 

mich einmalig und hat mich sehr bewegt. Weil an diesem Sonntag ein alttestamentlicher 

Predigttext76 vorgeschrieben war, habe ich als Einstieg der Predigt dieses 

Krankenhauserlebnis erzählt. 

 

Am nächsten Tag war Kirchenvorstandssitzung. Dort lag ein Brief von Thomas Alscher, der 

im Jugendpfarramt arbeitete, vor.77 Käbisch habe im Gottesdienst gesagt, „dass Christen und 

Moslems den gleichen Gott haben und beide an Jesus Christus glauben“. Das sei für ihn neu. 

Der Kirchenvorstand solle ihn aufklären, „ob Moslems und Christen an ein und denselben 

Gott glauben.“ Und wenn nicht, dann werde er die Gemeinde wechseln. Er erwarte ein 

eindeutiges Votum gegen Käbisch. „In meinen Augen ist Pfarrer Käbisch nicht für den 

Verkündigungsdienst geeignet.“ 

 

 
73 Mein Brief an das Landeskirchenamt vom 13.11.1988. Quelle: Archiv Käbisch. 
74 Brief des Landeskirchenamtes vom 1.12.1998. Quelle: Archiv Käbisch. 
75 Brief der beiden Kirchenvorsteherinnen und von mir über Bedenken zur Rechtmäßigkeit des Vereinigungs-

Beschluss-Textes zwischen Bockwa und Dom in Zwickau vom 11.11.1998. Quelle: Archiv Käbisch. 
76 Predigttext: 2. Mose 33, 17b-23. 
77 Brief von Thomas Alscher an den Kirchenvorstand vom 17.1.1999. Quelle: Archiv Käbisch. 
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Der Zwickauer Superintendent und das Landeskirchenamt schienen auf so einen Brief 

gewartet zu haben, um mich in den Ruhestand versetzen zu können. Es kam zu keiner 

theologischen Auseinandersetzung über die Gottesfrage und der Abrahamitischen Theologie. 

Stattdessen wurde ein pseudo-juristisches Verfahren eingeleitet. Ich wurde wegen meines 

Gebets am Krankenbett und der Gottesaussage in der Predigt vom Kirchenvorstand zu einer 

Art „Tribunal“ zitiert. Superintendent i. R. Dr. Ulrich Woronowicz, er war mein 

Rechtsbeistand, riet mir ab, dort zu erscheinen. Ich sei kein Pfarrer der Nicolai-

Kirchgemeinde.78 Danach war ich für fast drei Wochen mit einer Gemeindegruppe zu Besuch 

in der tansanischen Partnergemeinde Nkwatira. Dafür hatte mir der Superintendent Urlaub 

bewilligt. Erst nach meiner Rückkehr erfuhr ich von den Fortschritten des „Ketzer“-Prozesses. 

Während meiner Abwesenheit waren zwei Kirchenvorstandssitzungen durchgeführt worden, 

in denen es um die „Predigt von Pfr. Dr. Käbisch am 17.01.99 in Oberhohndorf“ ging. In 

diesen Sitzungen wurde auch ein Brief des Bockwaer Kirchenvorstehers Rolf-Dieter Heidner 

erörtert, in dem er u. a. forderte, er werde sich „um eine Mehrheit im KV (Kirchenvorstand) 

bemühen, um Pfarrer Käbisch das Predigen in Bockwa, Schedewitz und Oberhohndorf zu 

untersagen.“79  

 

In dieser Zeit hatten sich auch das Bezirkskirchenamt, das Landeskirchenamt und der Bischof 

eingeschaltet. Am 23. April 1999 führte Landesbischof Kreß ein Gespräch mit mir. Er 

unterbreitete mir meine kirchliche Zukunft. Ich würde keine neue Pfarrstelle erhalten, auch 

könnte ich mich nicht um eine andere Pfarrstelle bewerben. Er drohte mir mit dem 

Wartestand,80 den ich jedoch vermeiden könnte, wenn ich ein ärztliches Attest erstellen ließe, 

aus dem hervorgehe, dass ich auf Grund der Hirnoperation nicht mehr alle Aufgaben des 

Pfarrdienstes versehen könne. Ich würde dann sofort in den Ruhestand versetzt werden. 

Dieses Gefälligkeitsgutachten lehnte ich strikt ab. 

 

Mein Rechtsbeistand Dr. Woronowicz schaltete sich ein. Im Landeskirchenamt erreichte er, 

dass ich kein Schein-Attest erbringen musste, wenn ich nur ein Schreiben aufsetze und um 

meinen Ruhestand bitten würde. Er gab mir den dringenden seelsorgerlichen Rat, dieses zu 

tun, weil er um meine Gesundheit besorgt sei. So stellte ich am 1. Juni 1999 den Antrag auf 

Versetzung in den Ruhestand. Am 7. Juni war bereits entschieden, dass ich „mit Wirkung 

vom 1. Juli 1999 in den Ruhestand versetzt“ werde.81 – Zwar konnte ich als Pfarrer in der 

sächsischen Landeskirche zum christlichen Gebet promovieren, aber meine Gebetspraxis 

wurde mit der vorzeitigen Ruhestandsversetzung geahndet. Garantiert ein Novum der 

Kirchengeschichte! 

 

Die Versetzung in den Ruhestand geschah „ohne Recht und Ordnung“, so nannte es Dr. 

Woronowicz. Deutlich wurde u. a. daran, mir wurde eine „Urkunde über die Versetzung in 

 
78 Im Brief vom 31.1.1999 an den Domkirchenvorstand bat ich, diesen Tagungspunkt wegen des genehmigten 

Urlaubes zu vertagen. Dem wurde nicht entsprochen. Quelle: Archiv Käbisch. 
79 Der Brief von Rolf-Dieter Heidner trägt die Überschrift „Nachdenken über das Verhältnis Pfarrer Dr. Käbisch 

zur Nikolaikirchgemeinde“. Quelle: Archiv Käbisch. Dieses Schriftstück ist zur ersten Sitzung am 2.2.1999 

verteilt und bei der nächsten Sitzung am 8.2.1999 debattiert worden. Das Ergebnis war, dass am 24.2.1999, nach 

meiner Rückkehr aus Tansania erneut eine Kirchenvorstandssitzung einberufen wurde. Einziger Tagungspunkt: 

„Inwieweit stellt sich Pfr. Dr. Kä. für die Zukunft noch eine gedeihliche Zusammenarbeit mit dem KV vor?“ Vor 

der Sitzung wurde mir das Schreiben von Rolf-Dieter Heidner ausgehändigt.  
80 Ich hatte gerade miterleben müssen, wie entwürdigend Pfarrer Manfred Elsässer aus der benachbarten 

Moritzkirchgemeinde in den Wartestand und dann in den Ruhestand versetzt wurde. Er war für einige 

Kirchenvorsteher nicht mehr „gedeihlich“. Pfarrer Elsässer gehört mit zum gemeinnützigen Verein D.A.V.I.D. 

e.V. – Mobbing in der evangelischen Kirche. 
81 Brief des Landeskirchenamtes vom 7.6.1999. Quelle: Archiv Käbisch. 
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den Ruhestand“ über den Superintendenten per Post mit Rückschein82 zugestellt. Darin stand, 

ich bin „Inhaber der 2. Pfarrerstelle am Dom Zwickau (Marienkirche); jetzt 2. Pfarrstelle der 

Evangelisch-Lutherischen Nicolaikirchgemeinde Zwickau (Kirchenbezirk Zwickau)“ und 

werde „mit Wirkung vom 1. Juli 1999 in den Ruhestand versetzt.“83 Doch diese Pfarrstelle 

stand nicht im Vereinigungsvertrag der neu geschaffenen Nicolai-Kirchgemeinde. Wegen 

Rechtsfehlerhaftigkeit focht ich sofort die Urkunde im Landeskirchenamt an. Erst durch die 

Vermittlung von Landesbischof Kreß wurde erreicht, dass mir später eine neue, zurückdatierte 

Urkunde ausgestellt wurde, nach der ich bis zu meiner Versetzung in den Ruhestand „Inhaber 

der 2. Pfarrstelle am Dom Zwickau (Marienkirche)“ war.84 Aber diese Pfarrstelle gab es seit 

dem Vereinigungsvertrag längst nicht mehr. Ich war eigentlich ein Pfarrer ohne Pfarrstelle. – 

Zumindest wurde zweimal dokumentiert, ich war der letzte Pfarrer am Dom, der eigentlich 

nie ein richtiger Dom war!85 

 

Ich empfinde bis heute meine Ruhestandsversetzung als eine Art Entsorgung. Wie bei allen 

Verordnungen und Verfügungen des Landeskirchenamtes erfolgte keine Rechtsbelehrung. 

 

Zwar wurde ich als Pfarrer innerhalb der Kirche nicht mehr gebraucht, aber dafür wurden 

dringend Religionslehrer an staatlichen Schulen gesucht. Ich verfügte über die entsprechenden 

Lehrberechtigungen. Das damalige Regionalschulamt stellte mich auf Honorarbasis an. Jedes 

Jahr wurde der Honorarvertrag erneuert. Das Gerhart-Hauptmann-Gymnasium Zwickau 

(später in Clara-Wiek-Gymnasium umbenannt), in dem ich bereits seit Anfang der 1990er 

Jahre unterrichtete, wurde für mich das Hauptgymnasium. Auch wurde ich in den Gymnasien 

Kirchberg und Reichenbach im Fach Religion eingesetzt, weil überall ein Religionslehrer-

Notstand bestand. Seit dem Schuljahr 2007/2008 wurde der Vertrag nicht mehr verlängert. 

Gründe wurden dafür nicht angegeben.  

 

16. Rückblickend kann ich jedoch sagen, dass mir mit meiner Versetzung in den Ruhestand 

Zeit für die Aufarbeitung der jüngsten Geschichte geschenkt wurde. In den Mittelpunkt 

rückten u. a. dabei die Herausforderung, die Erkenntnisse der Vergangenheitsaufarbeitung in 

Ausstellungen zu dokumentieren und der Öffentlichkeit zu präsentieren. Zwei besondere 

Projektleistungen, die Religionsschülerinnen und -schüler erbrachten, sollen erwähnt werden. 

Sie hängen mit der Vergangenheitsaufarbeitung der beiden deutschen Diktaturen des 20. 

Jahrhunderts zusammen. Im ersten Projekt wurde das regionale Verbrechen der 

Zwangssterilisation und Euthanasie während des Nationalsozialismus aufgearbeitet. Es wurde 

das lokale NS-Verbrechen der Zwangssterilisation und "Euthanasie" aufgearbeitet.86 Auch 

wurden Zeitzeugen-Gespräche mit noch lebenden Opfern oder deren Hinterbliebenen geführt 

und dokumentiert. Die Ergebnisse der Projektarbeit konzipierten die Schülerinnen und 

Schüler in der Wanderausstellung „Zwangssterilisation und Euthanasie während des 

Nationalsozialismus“. Diese wurde erstmals 2005 im Landgericht Zwickau vorgestellt. Bis 

2011 machte die Ausstellung Station in über 25 Orten in fünf Bundesländern. 

 

 
82 Der Superintendent und ich wohnten gemeinsam in einem Pfarrhaus-Komplex auf dem Domhof Wand an 

Wand. 
83 Die von Landesbischof und Präsident des Landeskirchenamtes unterschriebene und auf den 7.Juni 1999 

datierte Urkunde mit einem Begleittext vom Superintendenten erhielt ich am 2.7.1999.  
84 Das Datum der Urkundenausstellung war ebenfalls der 7. Juni 1999, wiederum war sie vom Landesbischof 

und vom Präsidenten des Landeskirchenamtes unterschrieben worden. Die erste fehlerhafte Urkunde musste ich 

an das Landeskirchenamt zurückschicken. 
85 Die St. Marien Kirche war nie Sitz eines Bischofs. 1935 erhob der DC-Reichsbischof Ludwig Müller 

anlässlich der 800-Jahr-Feier Zwickaus die Kirche zum Dom. Der Titel wurde nie abgelegt, obwohl er von den 

Nazis verliehen worden war. 
86 Website: https://www.euthanasie-ausstellung.de. 

https://www.euthanasie-ausstellung.de/
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Das zweite Projekt war die Wanderausstellung „Christliches Handeln in der DDR“.87 Sie 

wurde über mehrere Jahre hinweg mit unterschiedlichen Schülern und Klassen erstellt. 

Anfänglich arbeiteten die Schülerinnen und Schüler mit meinen BStU-Kopien, die ich nach 

meiner persönlichen Akteneinsicht erhalten hatte. Später erteilte die BStU extra die 

Genehmigung, dass sie innerhalb eines Projektes mit den Kopien aus meiner Forschung 

arbeiten konnten. Nachdem der Honorarvertrag nicht mehr verlängert worden war und die 

Schüler-Ausstellung nicht weiter präsentiert werden konnte, wurde die Schülerausstellung in 

die Wanderausstellung des ökumenischen Arbeitskreises „Die Bibel in den beiden Diktaturen 

des 20. Jahrhunderts“88 integriert.  

Diese Schülerausstellungen wurden ebenfalls zuerst im Landgericht Zwickau der 

Bevölkerung vorgestellt. Dort bestanden ideale Bedingungen für Ausstellungen, zumal der 

Landgerichtspräsident Jürgen Kränzlein nach seinen Möglichkeiten die Aufarbeitungen aktiv 

unterstützte. So konnte ich auch dort öfter Vorträge über meine Vergangenheitsaufarbeitung 

halten. Hingegen die Anfragen, beiden Ausstellungen im Zwickauer Dom zeigen zu dürfen, 

wurde abgelehnt.  

  

Im Jahr der Bibel erarbeitete 2002 der ökumenische Arbeitskreis „Bibelausstellung“ die 

Ausstellung „Die Bibel in der Region Zwickau“. Sie wurde auf der Burg Schönfels errichtet 

und war sehr gut besucht. Daraufhin beschloss der Arbeitskreis, sie als Wanderausstellung 

umzugestalten. Ihr wurde der Namen „Die Bibel in den beiden Diktaturen des 20. 

Jahrhunderts“ gegeben. Nach der Burg wurde sie im Landgericht Zwickau aufgebaut. Dort 

wurde sie vom OLKR Horst Slesazeck heimlich inspiziert, weil der Arbeitskreis für die 

Bibelausstellung Fördermittel beantragt hatte. Davon erhielt der Arbeitskreis Kenntnis durch 

den Brief. Slesazeck schrieb, die Landeskirche nehme u. a. Anstoß an der 

Dokumentationstafel „Mobbing wegen falscher Bibelauslegung“ (Selbstverbrennung des 

Pfarrers Rolf Günther in der Falkensteiner Kirche). „Was wir ablehnen, ist die in dieser 

Ausstellung vorgenommene öffentliche Verurteilung von Bruder Gneuß (Pfarrer von 

Falkenstein) und der Verriss des Volksmissionskreises in Sachsen, dessen Kurzdarstellung auf 

kritikwürdige Entgleisungen reduziert wird und dessen gegenwärtige Aktivitäten keinesfalls 

adäquat erfasst sind. Aus diesen Gründen sehen wir uns – so habe ich es mit Kollegen im 

LKA (Landeskirchenamt) abgestimmt – nicht in der Lage, die Ausstellung im gegenwärtigen 

Bearbeitungsstand finanziell zu fördern.“ Auch ohne landeskirchliche Unterstützung gelang 

es dem Bibelarbeitskreis innerhalb von zehn Jahren sie an über 75 Orten Deutschlands in 

neun Bundesländern zu zeigen.  

 

Im Sommer 2004 war die Wanderausstellung in der Kirche der Brüdergemeine Herrnhut zu 

sehen. Dort begutachtete sie Landesbischof Jochen Bohl, der gerade vierzehn Tage im Amt 

war. Im Anschluss wurden Verhandlungen mit den Verantwortlichen der Brüdergemeine 

geführt. Sie sollten die Ausstellung schließen bzw. bestimmte Tafeln entfernen. Die 

Dokumentation sei nicht im Sinne der Landeskirche. Es würden Menschen denunziert und an 

den Pranger gestellt. Die Herrnhuter sahen die Ausstellung anders, zudem hätten sie nur ihre 

Kirche zur Verfügung gestellt und seien daher nicht für die Inhalte der Ausstellung 

 
87 Website: https://www.dr-kaebisch.de/index.php?site=projekt. 
88 Der Bürgermeister von Lichtentanne bei Zwickau Siegfried Hahn, ein Bibelsammler, regte eine 

Bibelausstellung auf der Burg Schönfels an. Er sprach mich an und ich sagte sofort zu. Ein ökumenischer 

Arbeitskreis wurde ins Leben gerufen, der die Ausstellung „Die Bibel in der Region Zwickau“ anfertigte. Im 

Mittelpunkt der Ausstellung stand nicht das gedruckte Buch, sondern „lebende Bibeln“ –  also Menschen, die 

sich in ihrem Leben bemühten, nach den Worten der Bibel zu leben. Sie erwiesen oft Glaubensmut und zeigten 

Zivilcourage, besonders in den beiden deutschen Diktaturen des letzten Jahrhunderts. Die Ergebnisse meiner 

Forschungen wurden größtenteils in die Ausstellung aufgenommen und dokumentiert. 
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verantwortlich. Als Ergebnis der Auseinandersetzungen mit den Herrnhutern musste eine 

Erklärung der Landeskirche, unterschrieben vom Präsidenten des Landeskirchenamtes, Hans-

Dieter Hofmann, in die Ausstellung eingefügt werden, sonst wäre das gute Verhältnis und 

Miteinander beider Kirchen getrübt worden. 

 

OLKR Harald Bretschneider brachte die Erklärung an. In ihr steht u.a.: „Alle 

Ausstellungstafeln, die sich auf einzelne Amtsträger der Landeskirche beziehen und lediglich 

den Zweck verfolgen, diese selbst oder das Landeskirchenamt und damit die gesamte 

Landeskirche in der Öffentlichkeit herabzusetzen, sind ohne unser Wissen in den 

Ausstellungskörper eingefügt worden und haben in einer Bibelausstellung keinen Platz. 

Außerdem sind die Darstellungen auf diesen Tafeln einseitig und wahrheitswidrig… 

Vielmehr verwahren wir uns mit Nachdruck gegen den Missbrauch einer Bibelausstellung mit 

einseitigen und wahrheitswidrigen Darstellungen als Vergegenwärtigung biblischer Texte. 

Wir distanzieren uns aus diesem Grunde entschieden von der gesamten Ausstellung.“89 

 

Erst nach dem Anbringen der Erklärung wurde der Bibelarbeitskreis durch den Herrnhuter 

Pfarrer Andreas Tasche über die Vorwürfe und die landeskirchliche Vorgehensweise 

unterrichtet.90 Tasche fügte eine Kopie der Erklärung bei und schilderte den Hergang. Später 

sandte mir auch Bretschneider die Erklärung mit einem kurzen Anschreiben zu. 

 

Der Bibelarbeitskreis kam zu einer Krisensitzung zusammen und erörterte die erhobenen 

Vorwürfe, die weder offen ausgesprochen noch belegt wurden. Es wurde beschlossen, an 

Bischof Bohl zu schreiben: „mit Bestürzung nehmen wir zur Kenntnis, dass Sie an unserer 

Bibelausstellung in Herrnhut Anstoß genommen haben. Da wir als Arbeitskreis für den Inhalt 

dieser Ausstellung verantwortlich sind, bitten wir Ihre Kritik mit uns auszutragen und nicht 

mit denen, die ihre Räume freundlicherweise zur Verfügung gestellt haben. Weiterhin bitten 

wir darum, dass Sie die uns zu Ohren gekommenen Vorwürfe uns gegenüber konkretisieren. 

Für klärende Gespräche stehen wir jederzeit zur Verfügung.“ Der Brief wurde von Dr. Georg 

Effenberger (Senior des Bibelarbeitskreises) und mir unterschrieben.91 

 

Zusätzlich schrieb ich an Bischof Bohl einen persönlichen Brief. Ich erläuterte meine 

Eindrücke von dieser landeskirchlichen Vorgehensweise. Ich bat darum, dass die ungeklärten 

Konfliktfälle bei „einem Gemeindeabend zur Sprache kommen bzw. in einer 

Podiumsdiskussion aufgegriffen werden. Damit besteht die Möglichkeit, dass historische 

Tatbestände klarer werden und andere Sichtweisen dargestellt werden können. Jeder kann 

sich dann selbst ein eigenes Bild machen. Es geht nicht um Schuldzuweisung, sondern um 

eine gemeinsame und ehrliche Aufarbeitung der Geschichte. Zur Zukunft gehört die 

Erinnerung.“ 92 Ich schlug Bischof Bohl vier Themenbereiche vor: 

- Vernachlässigung der landeskirchlichen Fürsorge- und Obhutspflicht zur DDR-Zeit, 

- Einfluss der Referenten für Kirchenfragen auf kirchliche Mitarbeiter, 

- Selbstverbrennung des Pfarrers Rolf Günther, 

- Instrumentalisierung der Kirchlichen Bruderschaft Sachsens durch die Stasi. 

 

Der Bischof antwortete schriftlich, dass er nicht für einen solchen Gemeindeabend zur 

Verfügung stehe. Einige Ausstellungstafeln würden sich gegen die Landeskirche richten. Bei 

seiner Teilnahme an einem Gesprächsabend würde er dieses dann „öffentlich 

 
89 Erklärung des Evangelisch-Lutherischen Landeskirchenamtes Sachsens zur Bibelausstellung in Herrnhut vom 

16.7.2004. Quelle: Archiv Käbisch. 
90 Brief der Herrnhuter Brüdergemeine vom 30.7.2004. Quelle: Archiv Käbisch. 
91 Brief des Arbeitskreises „Bibelausstellung“ an den Landesbischof vom 12.7.2004. Quelle: Archiv Käbisch. 
92 Mein Brief an den Landesbischof vom 12.7.2004. Quelle: Archiv Käbisch. 
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sanktionieren“.93 Von diesem Zeitpunkt an wurde ich in Briefen der Landeskirche nicht mehr 

als „Bruder Käbisch“ angesprochen. 

17. Neben den Ausstellungen hielt ich bundesweit zahlreiche Vorträge und Seminare. 

Gewöhnlich wurde ich in staatliche Einrichtungen eingeladen wie Rathäuser, Landratsämter, 

Regierungspräsidien, Land- und Amtsgerichte, Krankenhäuser, Burgen, Schlösser, Museen, 

Forschungsstätten, Kulturhäuser, Tagungsstätten, Gedenkstätten, Kaufhäuser, Schulen, 

Universitäten, Hochschulen, Akademien, Zivildienstschulen, BStU etc. Auch hielt ich 

Vorträge bei der CDU und der SPD oder im DGB. Einige Themen der Vorträge sollen 

aufgeführt werden: 

- Stasi-Bearbeitung der Kirche in Zwickau 

- Das „Zwickauer Modell“ 

- Die Kirchliche Bruderschaft Sachsens (KBS) 

- Stasi-Kirche-Schule 

- Kirche und Jugend 

- Kirche im SED-Staat 

- Mein Pfarrer-Alltag in der DDR. 

Viele Vorträge und Veranstaltungen konnten in Kooperation mit der Sächsischen 

Landeszentrale für politische Bildung (SLpB) durchgeführt werden. So konnte ich meine 

Erfahrungen als Zeitzeuge im öffentlichen Raum vortragen. Die SLpB hat auch ein 

Kuratorium, in dem der Beauftragte der Ev. Landeskirchen beim Freistaat Sachsen, 

Oberkirchenrat (OKR) Eduard Berger, vertreten war. Er hat wiederholt im Kuratorium 

gefordert, dass mit mir keine Veranstaltungen mehr durchgeführt werden sollten. Solche 

Kooperationen seien nicht im Sinne der Landeskirche. Der ehemalige Direktor Dr. Wolf-

Dieter Legall setzte sich über dieses Ansinnen hinweg.94 Zwischenzeitlich wurde das 

Kuratorium neu besetzt. Der einstige persönliche Referent des Bischofs, OKR Christoph 

Seele, wurde als Beauftragter der Landeskirche dorthin entsandt. Es scheint, dass der neue 

Direktor der SLpB Frank Richter diese landeskirchliche Forderung umsetzte. Es wurden seit 

2010 keine Kooperationen mehr genehmigt, in denen ich als Zeitzeuge auftreten und über 

meine DDR-Vergangenheitsaufarbeitung berichten konnte. Trotz mehrfacher Anfragen erhielt 

ich nie eine Begründung von Herrn Richter.  

18. Am 27. Februar 2008 wurde im Foyer des Rathauses Reichenbach die Ausstellung 

„Christliches Handeln in der DDR“, die vom Bibelarbeitskreis verantwortet wurde, eröffnet. 

In der Ausstellung wurde die IM-Tätigkeit Holm Singers, der sich freiwillig in der Schulzeit 

als IM „Schubert“95 verpflichtet hatte, dokumentiert. Er hatte die vier Jugendlichen Sabine 

Popp, ihre Schwester Sieglinde, Andreas Golega und Bernd Jandausch der Stasi verraten. Er 

hatte mitbekommen, wie die Vier an Mauern und auf Handzetteln in der Region Reichenbach 

politische Losungen geschrieben hatten wie „Wiedervereinigung“, „Mauer weg!“, „Freiheit 

statt Sozialismus“, „Russen raus“. 96 Die Jugendlichen wurden zu langjährigen Haftstrafen 

verurteilt. Nach der Ausstellungseröffnung erwirkte Singers Rechtsanwalt Thomas Höllrich 

sofort beim Landgericht Zwickau eine einstweilige Verfügung. Die persönlichen Daten des 

IM „Schubert“ dürften nicht genannt werden, weil die Namensnennung eine 

 
93 Brief des Landesbischofs vom 5.8.2004. Quelle: Archiv Käbisch. 
94 Unter den Zuhörern meines Vortrages am 19.11.2010 befand sich Angelika Barbe von der SLpB aus Dresden. 

In der anschließenden Diskussion stand Frau Barbe auf und berichtete von dieser landeskirchlichen 

Einflussnahme über das Kuratorium auf die SLpB. 
95 Quelle: IM „Schubert“, BArch, ASt Chemnitz, Reg. Nr. XIV 110/80. 
96 Die Stasi legte für die Jugendlichen den OV „Landstraße“ an. Quelle: BArch, ASt Chemnitz, Reg. Nr. XIV 

856/78. 
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„schwerwiegende Verletzung des Persönlichkeitsrechts“ sei. Bei Zuwiderhandlung wurde 

eine Ordnungsstrafe bis zu 250.000 Euro oder eine Haftstrafe bis zu sechs Monaten 

angedroht. Der richterliche Beschluss wurde dem Oberbürgermeister der Stadt Reichenbach 

Dieter Kießling, dem Vorsitzenden des Heimatvereins Lichtentanne Horst Landgraf und dem 

Vorsitzenden des Bildungswerkes für Kommunalpolitik Sachsen Peter Schowtka, zugestellt. 

Die Ausstellung wurde umgehend abgebaut. Der Zwickauer Rechtsanwalt Sebastian Franck 

übernahm das Mandat.   

 

Ein zweijähriger Rechtsstreit entwickelte sich, denn dazu gab es kein Grundsatzurteil der 

Bundesrepublik. Der CDU-Bundestagsabgeordnete Dr. Michael Luther organisierte eine 

parteiübergreifende Solidaritätsaktion. Er rief die Bevölkerung unter der Überschrift „Die 

Stasi macht wieder mobil – wehret den Anfängen!“ zu Spenden auf. Sie sollten damit die 

Prozesskosten-Finanzierung unterstützen. Aus der ganzen Bundesrepublik sind Spenden 

eingegangen und viele Solidaritätsbriefe wurden geschrieben. 

 

Dagegen wurde ein „Offener Brief“ auf der Internetseite der Nicolai-Kirchgemeinde vom 

Dompfarrer Ernst-Huber Schlimbach ins Netz gestellt.97. Es schien, als trüge Schlimbach die 

Meinung der anderen Zwickauer Pfarrer, wenn nicht gar der ganzen Landeskirche öffentlich 

vor. Jedenfalls ein kirchliches Dementi der Landeskirche, des Bischofs, des Superintendenten 

und der anderen Pfarrer erfolgte nicht. Pfarrer Schlimbach unterstellte mir, dass ich mit 

meiner DDR-Vergangenheitsaufarbeitung „selbstgerechtes pharisäisches Wesen“ ausleben, 

als „selbstauthorisierter [sic] Jurist“ auftreten und „eine der vielen Spielarten von Selbstjustiz“ 

betreiben würde. Ich würde keine christlichen Werte vertreten, sondern nur ein in meiner 

„Person begründetes Bedürfnis“ befriedigen wollen. Er schrieb auch von „Pranger“ und 

„Lynchjustiz“. Nach seiner Meinung könnte diese von mir betriebene „juristische(n) 

Wilderei“ nur durch ein konsequentes Festhalten an rechtsstaatlichen Prinzipien begegnet 

werden. 

 

Bei der ersten Gerichtsverhandlung am 8. April 2008 wurde in der öffentlichen Verhandlung 

festgestellt, dass die Falschen verklagt wurden. Sofort wurde ich von Rechtsanwalt Höllrich 

angeklagt. Daraus entwickelte sich eine negative Feststellungsklage. Dazu wurde am 24. 

März 2010 vor der 1. Zivilkammer des Landgerichtes Zwickau unter Vorsitz des 

Vorsitzenden Richters am Landgericht Bernd Gremm ein Versäumnisurteil „Im Namen des 

Volkes“ ausgesprochen. Das Landgericht veröffentlichte dazu eine Presseerklärung, „dass der 

Kläger [Käbisch] den Namen des ehemaligen ´IM Schubert´ öffentlich nennen darf. Das 

Gericht hat seine Entscheidung im Wesentlichen darauf gestützt, dass der Kläger in der 

Ausstellung ausschließlich wahre Tatsachen behauptet hatte, ohne diese zu bewerten. Das 

Motiv und der Zweck der Ausstellung, die der Kläger organisiert hatte, war die Information 

der Öffentlichkeit über die Unterwanderung der evangelischen Landeskirche durch 

Mitarbeiter des MfS und nicht eine ´Anprangerung´ des Klägers. Bei der vorzunehmenden 

Güterabwägung zwischen dem Grundrecht auf freie Meinungsäußerung auf Seiten des 

Klägers einerseits und dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht des Beklagten andererseits, 

erkannte das Gericht ein Überwiegen des Rechtes auf freie Meinungsäußerung, weil bei dem 

Behaupten von wahren Tatsachen grundsätzlich das Grundrecht auf freie Meinungsäußerung 

überwiegt. Eine von dem Beklagten darzulegende, beabsichtigte Prangerwirkung ergab sich 

aus dem Inhalt der Ausstellung nicht.“ – Seitdem besteht zur DDR-

Vergangenheitsaufarbeitung ein Grundsatzurteil!  

 

 
97 Quelle: www.nicolai-kirchgemeinde.de, aufgerufen am10.4.2008. 

http://www.nicolai-kirchgemeinde.de/
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19. Vom Mai bis August 2010 fand die Jubiläumsausstellung „Die Bibel in den beiden 

Diktaturen des 20. Jahrhunderts“ auf Burg Schönfels statt, denn innerhalb von sieben Jahren 

konnte diese Ausstellung an 50 Orten Deutschlands gezeigt werden. Der sächsische 

Ministerpräsident Stanislaw Tillich hatte die Schirmherrschaft übernommen. Im Vorfeld der 

Eröffnung rief mich am 25. Februar 2010 das Büro der Sächsischen Staatskanzlei an. Frau 

Oberamtsrätin Hannelore Hecht setzte mich in Kenntnis, Vertreter der Landeskirche (Namen 

wollte sie nicht nennen) hätten vorgesprochen. Sie seien mit der Schirmherrschaft nicht 

einverstanden. Es würden in der Ausstellung Dokumentationen vorgenommen, hinter denen 

die Landeskirche nicht stehen würde. Angaben, um welche Tafeln es konkret ginge und was 

daran verkehrt sei, wurden allerdings nicht gemacht.98 Der Ministerpräsident stand jedoch zu 

seinem Versprechen der Schirmherrschaft und eröffnete am 5. Mai die 

Jubiläumsausstellung.99  

Ich schrieb an Landesbischof Jochen Bohl, der ebenfalls zur Jubiläumsausstellung eingeladen 

war, einen Brief und fügte das Gedächtnisprotokoll vom Gespräch der Oberamtsrätin mit 

an.100 Ich schilderte ihm meine Sichtweise der Bibelausstellung, z. B. dass die Landeskirche 

die Aufklärungsarbeit und die „Erinnerungskultur“ unterstützen und nicht durch eine Art 

„Zensur“ beeinflussen sollte. „Es würde öffentlich-demokratischen Gepflogenheiten 

entsprechen, wenn in einer Podiumsdiskussion, so wie es bereits unsererseits im Jahr 2004 

vorgeschlagen wurde, Ihre strittigen Punkte zur Sprache gebracht werden. Darüber sollte nur 

öffentlich diskutiert werden, da der Bibelarbeitskreis seine Forschungserkenntnisse in Form 

der Ausstellung an die Öffentlichkeit getragen hat.“ 

Zwischenzeitlich fand ein Telefonat mit dem persönlichen Referenten des Landesbischofs, 

Pfarrer Urs Ebenauer, über die Ausstellung statt.101 Daraufhin schrieb mir der Landesbischof 

einen Brief.102 Er nannte mir erstmalig die Dokumentationstafeln, die „die Landeskirche als 

auch kirchenleitende Persönlichkeiten infolge teilweise unkritischer Nutzung von 

Dokumenten beschädigt haben. Ihnen dürfte nicht erst seit dem Telefonat mit Pfarrer 

Ebenauer bekannt sein, dass wir die Tafeln mit den Überschriften ´Referenten für 

Kirchenfragen´, ´Menschenfischer oder Stasiknecht´, ´Mobbing wegen falscher 

Bibelauslegung´ und ´Kirchliche Bruderschaft in Sachsen´ für inakzeptabel halten und der 

Meinung sind, dass sie aus der Gesamtkonzeption der Ausstellung zu entfernen sind.“ 

Deshalb sah sich der Landesbischof „nicht in der Lage, zur Ausstellungseröffnung zu 

kommen.“  

 

Am 9. Juni 2010 besichtigte nach kurzfristiger Ankündigung dann doch noch der 

Landesbischof Jochen Bohl mit seinem persönlichen Referenten Pfarrer Ebenauer und 

Superintendenten Dittrich die Jubiläumsausstellung. Danach fand mit dem Bibelarbeitskreis 

ein kurzes Gespräch statt.103 Sein Besuch sollte „auf der Burg Schönfels als Zeichen guten 

Willens“ angesehen werden, wie später sein persönlicher Referent mir schrieb. Seitdem werde 

 
98 Gedächtnisprotokoll des Telefongesprächs mit der Oberamtsrätin Hecht vom 25.2.2010. Quelle: Archiv 

Käbisch. 
99 Zur Eröffnungsveranstaltung am 9.5.2010 wurde die Komposition mit Bild und gesprochenem Wort „20 Jahre 

Friedliche Revolution“ von Renate Käbisch aufgeführt. 
100 Brief an Landesbischof Bohl vom 8.3.2010. Quelle: Archiv Käbisch. 
101 Gedächtnisprotokoll des Telefongesprächs mit dem persönlichen Referenten des Landesbischofs vom 

1.4.2010. Quelle: Archiv Käbisch. 
102 Brief des Landesbischofs vom 19.4.2010. Quelle: Archiv Käbisch. 
103 Kurzbericht über den Besuch des Landesbischofs Jochen Bohl vom 10.6.2010. In dem Gespräch unterbreitete 

der Bischof, dass jetzt die Landeskirche damit beginnt, Forschungsstipendien zur Erforschung der Hitler-

Diktatur zu vergeben. 
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ich wieder als „Bruder Käbisch“ angesprochen.104 Es sah so aus, mit dieser Anrede sollte ein 

Wandel der Beziehungen zum Landeskirchenamt markiert werden, nachdem die 

Kirchenleitung über einen Zeitraum von fast zwanzig Jahren keinen positiven Bezug zu 

meiner Arbeit finden konnte. Zumindest habe ich mich im Herbst 2010 gefreut, als der 

Landesbischof auf meine Anregung einging, eine professionelle Mediation mit dem 

Kirchenvorstand der Nicolai-Kirchgemeinde und dem Zwickauer Superintendenten in Gang 

zu setzen. Sie scheiterte jedoch, weil der Zwickauer Superintendent Dittrich und die Pfarrer 

der einstigen Domgemeinde diese ablehnten.  

Am 9. November 2010 wurde Landesbischof Bohl zum stellvertretenden Ratsvorsitzenden der 

EKD (Evangelische Kirche in Deutschland) gewählt. Neben seinem Bischofsamt hatte er neue 

Verpflichtungen übernommen. Trotzdem ließ er mich nochmals wissen, dass er sich im 

letzten Jahr mehrfach um Aufnahme von Gesprächen bemüht habe, aber er seine 

Bemühungen jetzt als gescheitert betrachten müsste. Diese Feststellung betrübe ihn selber, 

denn zu seinen Grundsätzen würde gehören, sich „Gesprächswünschen nicht zu verweigern. 

Selbstverständlich gilt dies auch für Ihre Person.“105 – Diese Gesprächsverweigerung der 

Verantwortlichen der Nicolai-Kirchgemeinde war für mich der Anlass, die Leitung des 

Tansania-Arbeitskreises niederzulegen.  

20. Nach meinem Vortrag vor der Havemann-Gesellschaft106 sprach mich Siegmar Faust an. 

Er war von 1996 bis 1999 der Sächsische Landesbeauftragte für die Stasi-Unterlagen in 

Dresden gewesen. Er wollte mich damals in seine Arbeit als Zeitzeuge einbeziehen. Er nahm 

davon Abstand, weil seine Kollegen vor Ort ihn davor gewarnt hätten, sich mit mir 

einzulassen. Dazu schrieb mir Siegmar Faust die Einschätzung, wie sie ihm zugetragen 

wurde: „Du wärst doch ein Fall für den Psychiater, ein ´durchgeknallter Pfaffe´, dass wüsste 

doch jeder. Ich würde mich und unsere Behörde nur der Lächerlichkeit aussetzen, wenn ich 

mich mit Dir einließe. Fortan beobachtete ich Dich sozusagen skeptisch aus den 

Augenwinkeln, aber mir fiel nichts Besonderes auf, war aber dennoch verunsichert, weil ich 

neu war und die beiden (Kollegen) einen Wissens- und Erfahrungsvorsprung sowohl vor Ort 

als auch zur Materie hatten.“107 Nachdem Siegmar Faust meinen Vortrag zu meiner 

Vergangenheitsaufarbeitung in der Landeskirche Sachsens gehört hatte, bereute er mir 

gegenüber, nicht mit mir zusammengearbeitet zu haben. 

Fausts Aussage bestätigte den üblen Leumund, der seinen Ursprung sicherlich im 

Landeskirchenamt genommen haben dürfte. Die Kirchenleitung hat meine DDR-

Vergangenheitsaufarbeitung von Anfang an mit allen ihr zur Verfügung stehenden Mitteln 

behindert, ist mit konspirativen Mitteln dagegen vorgegangen und schreckte weder vor übler 

Nachrede noch dienstrechtlichen Schritten zurück.  

 
104 Brief des persönlichen Referenten des Landesbischofs Pfarrer Ebenauer vom 13.9.2010. Quelle: Archiv 

Käbisch. 
105 Brief des Landesbischofs vom 11.2.2011. Quelle: Archiv Käbisch. 
106 Am 19. November 2010 fand in Berlin eine Tagung anlässlich des zwanzigjährigen Bestehens der Robert-

Havemann-Gesellschaft e.V. statt. Sie stand unter dem Thema „Aufklärung über SED-Diktatur – eine 

zivilgesellschaftliche Aufgabe“. Die Referenten sprachen über Motivationen, Erfolge und Misserfolge der DDR-

Aufklärung, aber auch über den Stand des Erreichten und über zukünftige Aufgaben. Mein Vortrag trug den 

Titel: „Meine DDR-Aufarbeitung – Ein Leben zwischen Dienstpflichtverletzung und Einstweiliger Verfügung“. 

Anhand von Dokumenten stellte ich die Geschichte meiner Vergangenheitsaufarbeitung vor. Aus Zeitgründen 

konnte ich den Vortrag jedoch nicht zu Ende bringen und wurde gebeten, mein Redemanuskript als Beitrag für 

die Internetseite der Robert-Havemann-Gesellschaft auszuarbeiten. Für diese Veröffentlichung habe ich den 

Vortrag überarbeitet, aktualisiert, gezeigte Dokumente beschrieben, genaue Quellenangaben hinzugefügt und die 

Überschrift „Vergangenheitsaufarbeitung konkret“ gewählt. 
107 E-Mail vom 24.11.2010. Quelle: Archiv Käbisch. 
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21. Als Fazit werde ich noch einmal zusammenfassend aufführen, dass die Landeskirche 

Sachsens 

- meinen BStU-Forschungsantrag als Dienstpflichtverletzung gewertet hat,  

- konspirativ gegen mich vorging, 

- in der BStU vorsprach, dass dort mein genehmigter Forschungsantrag  

  zurückgezogen werden sollte, 

- mir die fachliche Qualifikation zur DDR-Aufarbeitung absprach, 

- meine Person psychiatrisierte, üble Nachrede duldete und verbreitete,  

- mir bewusst und zielgerichtet die bestehende Obhuts- und Fürsorgepflicht versagte, 

- mich in den vorzeitigen Ruhestand versetzte, 

- sich von der Bibelausstellung distanzierte, 

- die Herrnhuter Geschwister nötigte, sich von mir zu distanzieren, 

- die Medien „epd“ und „Der Sonntag“ unter Druck setzte, mit mir nicht             

  zusammenzuarbeiten, 

- über die Landeszentrale für politische Bildung Einfluss auf meine  

  Vergangenheitsaufarbeitung nahm, 

- versuchte, die Schirmherrschaft des sächsischen Ministerpräsidenten zu unterbinden, 

- keinen Aufklärungs- und Gesprächsbedarf bei der DDR-Vergangenheitsaufarbeitung sieht, 

- die von mir vorgeschlagene Mediation dem Belieben der Mobber überlässt. 

Mein Resümee: Die Pfarrer-Täter erhielten größte Aufmerksamkeit. Für sie wurde extra ein 

Stasi-Bewertungsausschuss ins Leben gerufen. Jedoch die IM-Überprüfung der Pfarrer 

erfolgte auf freiwilliger Basis. So war das Ergebnis dürftig und wurde nicht öffentlich. 

Hingegen sorgte sich die Landeskirche weder um die Opfer der DDR-Diktatur, noch nahm sie 

die Obhuts- und Fürsorgepflicht der einst Verfolgten wahr. Kirchliche Opfer, die von der 

Stasi in OV bearbeitet wurden, mussten mit dem erfahrenen Unrecht und der erfolgten 

Zersetzung ganz allein fertig werden. Ich konnte Rat, Hilfe und Unterstützung in Berlin bei 

den sog. OV-Treffen finden. Dort entdeckte ich auch, andere litten ebenso unter der 

Stasibearbeitung und den Folgen der Zersetzung. Die Vergangenheit und das gemeinsame 

Ringen nach Aufarbeitung verbanden uns. Diese Solidarität hat mich aufgebaut und stärkte 

mein Selbstbewusstsein. Ich habe kein Unrecht getan! Dort waren auch kirchliche Leute aus 

verschiedenen Landeskirchen, die ebenso in OV-Vorgängen bearbeitet worden sind und 

ähnliche Erfahrungen mit ihren Landeskirchen machen mussten. So gründeten wir die 

Selbsthilfegruppe „Versöhnung in Wahrheit“. Wir bemühten uns um Versöhnung mit der 

Kirche. Aber es war vergeblich! 

Ich musste feststellen: Nach meinen Recherchen verhielt sich die sächsische Landeskirche 

nach 1945 bei der Aufarbeitung des NS-Unrechts und der Schuld der NS-Pfarrer ähnlich wie 

nach der deutschen Wiedervereinigung mit der Aufarbeitung der DDR-Vergangenheit. Dieses 

habe ich in meiner jüngsten Veröffentlichung „Der Wahn der reinen Rasse“ an Einzelfällen 

dokumentiert.108 Wenn ich die Dokumente der NS- und DDR-Vergangenheitsaufarbeitung 

analysiere und vergleiche, dann konnte ich Gemeinsamkeiten bei der DDR-Aufarbeitung 

feststellen:109 

1. Die personelle Kontinuität vor und nach dem Systemwechsel, d. h. kirchenleitende 

Personen, die vor dem Jahr 1989 im schwierigen Staat-Kirche-Verhältnis agieren mussten, 

haben nach der „Friedlichen Revolution“ die Art und Weise der Aufarbeitung bestimmt und 

 
108 Edmund Käbisch, „Der Wahn der reinen Rasse“. Editions La Colombe, Moers 2023. 
109 Zu dieser Analyse zog ich folgendes Buch mit hinzu: Eckart Conze/Norbert Frei/Peter Hayes/Moshe 

Zimmermann (Hg.), „Das Amt und die Vergangenheit. Deutsche Diplomaten im Dritten Reich und in der 

Bundesrepublik“, Blessing Verlag , München 2010. 

http://de.wikipedia.org/wiki/Norbert_Frei
http://de.wikipedia.org/wiki/Peter_Hayes_(Historiker)
http://de.wikipedia.org/wiki/Moshe_Zimmermann
http://de.wikipedia.org/wiki/Moshe_Zimmermann
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ihr Bild von der Kirche in der DDR (und damit von ihrer eigenen Wirksamkeit) zu etablieren 

versucht. Geschichtsklitterung wurde betrieben. 

2. Der Mythos der Kirche als Hort des Widerstandes, obwohl von kirchlichen Basisgruppen in 

Sachsen die wesentlichsten Impulse für die „Friedliche Revolution“ ausgingen. Dabei wird 

verschwiegen, dass die Landeskirche den Basisgruppen vielfach nicht nur kritisch 

gegenüberstand und deren Arbeit unter dem Dach der Kirche behinderte. Sondern sie hat 

sogar Verbote ausgesprochen und Glaubensgeschwister auf Geheiß der SED-Politiker wegen 

Erhalt des sog. gute Staat-Kirche-Verhältnisses „geopfert“. 

3. Der Verschluss wichtiger Dokumente im hauseigenen Archiv, d. h. die kirchlichen Archive 

stehen der Forschung nur eingeschränkt zur Verfügung (kein demokratisch transparenter 

Archivzugang). 

4. Die kirchlichen Entscheidungsträger waren vor und nach der deutschen Wiedervereinigung 

überzeugt, stets gesetzeskonform gehandelt zu haben. 

Damit wurde für mich verständlich, weshalb die Landeskirche die selbstkritische 

Aufarbeitung meines Mobbings und anderer Fälle bis heute behindert. 

Meine Meinung ist: Die sächsische Landeskirche ist nach 33 Jahren deutscher 

Wiedervereinigung noch nicht im Rechtsstaat angekommen! Die kirchenleitenden 

Verantwortlichen handeln bis heute nach den sog. Nichtgedeihlichkeits-Paragrafen der NS-

Zeit, der 1939 auch in der sächsischen Landeskirche legalisiert wurde. Der Paragraf ist wie 

ein Steigbügel zum Mobbing. Damit können bedenkenlos Ausgrenzung, Diskriminierung, 

Stigmatisierungen und Vernichtung von Existenzen der eigenen kirchlichen Leute 

vorgenommen werden. Die Mobber brauchen keine Schuldgefühle zu haben, denn sie 

handelten stets nach dem Kirchengesetz. Sie benutzen bedenkenlos wie die Stasi die operative 

Psychologie und handeln nach konspirativen Methoden. Beides verursacht menschliches 

Unrecht. Das Denken und Handeln der Landeskirche sind wie Brandbeschleuniger bei der 

irreversiblen Implosion der Kirche! 

Kirchliches Mobbing ist für mich geistlicher Macht-Missbrauch! Ich wage ihn unter allem 

Vorbehalt mit den erst jetzt bekanntgewordenen sexuellen Missbräuchen an Minderjährigen 

zu vergleichen. Denn ich beobachte gleiche Verhaltensmuster wie z. B. Verleugnen, 

Vertuschen und konspiratives Vorgehen. Deshalb lege ich der Landessynode meinen 

Mobbing-Fall als Beispiel vor, der für andere ungezählte ähnliche Fälle stehen soll. 

Zur Aufgabe der Landessynode als gesetzgebendes Organ gehört es, sich mit diesem NS-

Gesetz, das ständig Mobbing auslöst, auseinanderzusetzen und Änderungsvorschläge zu 

erarbeiten. Das Ergebnis sollte darauf der EKD-Synode als sächsisch-protestantischer 

Beschluss vorgelegt werden. So entwickelt sich die Hoffnung nicht nur bei den Mobbing-

Opfern, dass dieses Gremium die Annullierung für alle selbständigen Gliedkirchen 

Deutschlands beschließen wird. 

 


